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Die soziale marktwirtschaft prägt Deutschland. In diesem
system spielen unternehmer, engagierte Akteure aus 
der gesellschaft sowie politiker eine entscheidende 
rolle. Dieses engagement wollen wir auch 2018 mit 
dem Deutschen mittelstandspreis in folgenden drei 
Kategorien auszeichnen:

•  Unternehmer/Unternehmen schaffen Arbeitsplätze 
und Wohlstand, sie geben gesellschaftspolitische 
Impulse und leisten einen Beitrag zum sozialen 
frieden.

•  engagierte Akteure der Gesellschaft tragen dazu 
bei, gesellschaftsrelevante themen in den fokus 
der Öffentlichkeit zu stellen.

•  Politiker müssen Antworten fi nden auf die Fragen 
der Zeit und den Worten auch taten folgen lassen.

Alle mitglieder der mIt sind aufgerufen, Vorschläge für 
die preiskategorien bis zum 5. März 2018 zu übermitteln. 

eine Jury wird anschließend über die Vorschläge 
entscheiden. Der rechtsweg ist ausgeschlossen. Die 
Vorschläge mit Begründung sind über folgendes 
online-formular einzureichen:

www.mit-bund.de/nominierung-preis-2018

Die Preisverleihung fi ndet voraussichtlich am  
10. september 2018 in Berlin statt.
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Mehr Bundestagsfraktion, 
weniger Regierungsfraktion

erst das land, dann die Partei, dann die Person. nach den 
turbulenten monaten seit der bundestagswahl glaubt 
diesen Satz wohl kaum ein wähler mehr. die umwälzung 
unseres Parteiensystems, die der 24. September 2017 
mit sich brachte, mündete mitte Februar in einem neuen 
umfrageschock. während die Sozialdemokraten in der 
inSa-umfrage auf ein rekordtief von 16,5 Prozent fi elen, 
landete die union erstmals seit oktober 2016 wieder unter 
30 Prozent.

der vorliegende koalitionsvertrag hätte besser sein 
können, aber auch schlechter. natürlich fehlen wieder ein-
mal die großen reformprojekte: die große Steuerreform, 
die marktwirtschaftliche wende in der energiepolitik, eine 
demografi efeste reform unserer Sozialsysteme. dennoch: 
trotz der schwierigen voraussetzungen wurden auch für 
den mittelstand einige gute akzente gesetzt. der von uns 
geforderte fl ächendeckende ausbau von modernen giga-
bit-glasfasernetzen soll bis 2025 realisiert werden. ebenso 
soll das von uns geforderte einheitliche digitalportal für 
bürger und unternehmen kommen, damit die wichtigsten 
verwaltungsdienstleistungen auch online erledigt werden 
können. auch konnten wir den meisterbonus sowie die 
Prüfung der wiedereinführung des meisterbriefs durch-
setzen.

unternehmen werden in zukunft weniger mit bürokra-
tischen Statistikpfl ichten belastet. dazu wird eine bund-/
länder-initiative einberufen, die bis ende 2019 vorschläge 
zur signifi kanten reduzierung der Statistikpfl ichten erar-
beitet. Steuererhöhungen wird eine klare absage erteilt, 
die kalte Progression wird weiterhin durch eine regel-
mäßige anpassung des einkommensteuertarifs an die 
infl ationsrate gestoppt. die Sozialabgaben für arbeit-
nehmer und arbeitgeber werden unterhalb von 40 Pro-
zent stabilisiert.

mit dem angekündigten Fachkräfte-zuwanderungs-
gesetz wird es uns hoffentlich gelingen, mehr Fachkräfte 
nach deutschland zu locken. gleichzeitig wird ein klares 
Signal zur begrenzung der Flüchtlingsmigration gesetzt. 
mit diesen themen befassen wir uns auch auf den Seiten 
16 bis 18 sowie im „Pro & contra“ auf Seite 26.

überlagert wurde das inhaltlich durchaus vertretbare 
verhandlungsergebnis jedoch durch eine äußerst bit-
tere ressortaufteilung. der erstzugriff der SPd auf drei 
entscheidende ministerien widerspricht einer Selbst-
verständlichkeit, die bislang unter koalitionären galt: 
nämlich einer ausbalancierten, gerechten verteilung der 
wichtigsten ministerien. dabei handelt es sich mitnichten 
um eine bloße Personaldebatte. die ministerien sind die 
drehscheiben politischer gestaltung. wer aber die hoheit 
über die Schlüssel-ressorts auswärtiges, Finanzen sowie 
arbeit und Soziales in die hand des deutlich kleineren ko-
alitionspartners legt, gibt seinen gestaltungsanspruch in 
entscheidenden bereichen ab.

gefragt ist nun eine selbstbewusste und unabhängige 
bundestagsfraktion. wir müssen die gesetze, die vom 
kabinettstisch in den bundestag kommen, genau prüfen 
und den mut aufbringen, regierungshandeln infrage zu 
stellen. gleichzeitig muss auch frischer wind in die Partei 
kommen, um am eigenen Profi l zu arbeiten, das für viele 
in vier Jahren großer koalition deutlich geschliffen wurde. 
dazu brauchen wir nicht nur neue junge und erfahrene 
köpfe im neuen kabinett, sondern auch in Fraktion und 
Partei.

herzliche grüße

  
carsten linnemann
mit-bundesvorsitzender

  
carsten linnemann
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am 1. Januar 1968 wurde die mehrwertsteuer (im Fachjargon umsatzsteuer genannt) eingeführt – und feiert damit in diesem Jahr 
ihren 50. geburtstag. rund 217 milliarden euro nimmt der Staat laut bund der Steuerzahler (bdSt) aktuell damit ein. dies ist Platz 

eins unter allen Steuerarten. weniger beliebt als beim Fiskus ist der staatliche „goldesel“ bei den Steuerzah-
lern, denn regulärer und ermäßigter Steuersatz sowie zahlreiche Steuerbefreiungen machen 
das System kompliziert. um beim bild zu bleiben: wer versteht schon, dass für einen normalen 
esel 19 Prozent umsatzsteuer fällig werden, bei einem maulesel jedoch nur sieben Prozent, 
oder dass der weihnachtsbaum – je nachdem wo und welchen baum man kauft – sechs 
 verschiedene Steuersätze hat? die mit plädiert deshalb dafür, das System überschaubarer zu 
 machen und die wettbewerbsfeindlichen befreiungen und ermäßigungen abzuschaffen.

top-Standort 
Deutschland 

können, wenn nicht die hohen energie- und arbeitskos-
ten wären. im dynamikranking des iw, welches die ent-
wicklung von 2000 bis 2015 ermittelt, liegt deutschland 
auf Platz 22 – und schneidet damit immer noch deutlich 
besser ab als wichtige wettbewerber wie Japan (rang 27) 
oder die uSa (rang 41). Sieger im dynamikranking ist ru-
mänien, und auch lettland, bulgarien und litauen konnten 
sich in den top 5 platzieren. insgesamt, so das iw, bleibe 
jedoch festzuhalten: auch wenn sich die neuen wettbe-
werbsländer dynamischer entwickelten, sei der abstand 
zu den etablierten immer noch sehr groß.

die bundesrepublik belegt bei der Standort-Qualität unter 44 
ländern den siebten Platz. zu den top-3-ländern zählen der Spit-
zenreiter Schweiz, Japan und die niederlande. dies hat das institut 
der deutschen wirtschaft (iw) ermittelt. deutschland konnte vor 
allem in den teilbereichen infrastruktur und governance punkten. 
aber: es hätte im iw-niveauranking weitaus besser abschneiden 

50 Jahre Mehrwertsteuer
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Bauprognose 2018
umsatz-erwartungen für das deutsche bauhauptgewerbe*

wohnungsbau

wirtschaftsbau

Öffentlicher bau

Bauhauptgewerbe
gesamt 
(inkl. Straßen-, hoch- und tiefbau)

Veränderung in %
(2018 gegenüber 2017)**

Umsatz in Mrd. €**
(Jahr 2018)

+3,5

+4,0

+4,0

+4,0

43,1

41,2

32,9

117,2
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*Stand: Januar 2018; nominale entwicklung; 2017 und 2018 Prognose **gerundet
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die hohe wirtschaftsleistung in deutschland wurde nach 
angaben des Statistischen bundesamtes destatis im Jahres-
durchschnitt 2017 von knapp 44,3 millionen erwerbstätigen 
mit arbeitsort in deutschland erbracht. das ist der höchste 
Stand seit der deutschen wiedervereinigung. nach ersten 
berechnungen waren im Jahr 2017 rund 638.000 Personen 
oder 1,5 Prozent mehr erwerbstätig als ein Jahr zuvor. das 
entspricht der höchsten zunahme seit dem Jahr 2007. dieser 
anstieg resultiert aus einer zunahme der sozialversicherungs-
pfl ichtigen beschäftigung. eine höhere erwerbsbeteiligung 
sowie die zuwanderung von arbeitskräften aus dem ausland 
glichen altersbedingte demografi sche effekte aus.

„Angezählt“

E-Rechnung ab 2020
ab november 2020 wird es ernst: ab dann müssen alle rechnungen für 
öffentliche aufträge zwingend elektronisch ausgestellt und übermit-
telt werden. darauf weist das bundeswirtschaftsministerium hin. 
nicht nur in deutschland, sondern auch europaweit kommt die elek-
tronische rechnung. die voraussetzungen hierfür hat die bundes-
regierung im September 2017 mit der e-rechnungs-verordnung 
 geschaffen. damit wird die europäische richtlinie über die elektronische 
rechnungsstellung bei öffentlichen aufträgen in deutsches recht umgesetzt. 
daraufhin wurde das datenaustauschformat Xrechnung entwickelt. zudem können in der wirtschaft bereits etab-
lierte datenaustauschstandards wie zugFerd gleichberechtigt neben dem datenaustauschstandard Xrechnung 
verwendet werden, wenn sie – wie zugFerd 2.0 – den anforderungen der euro päischen norm entsprechen. das 
 hybride Format kann von mensch und maschine gleicher maßen gelesen werden und erleichtert insbesondere 
kleinen und mittleren unternehmen die anwendung der elektronischen rechnung.

1,5  %

MIt:Fakten
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Bitte keine 
Einheitsversicherung

Es ist ein dauer-zankapfel im 
politischen berlin: die ab-
schaffung der Privaten kran-

kenversicherung (Pkv) und die über-
führung in eine bürgerversicherung. 
bis zum Schluss stritten union und 
SPd in den koalitionsverhandlungen, 
ob künftig alle bundesbürger in die 
gesetzliche krankenversicherung 
(gkv) einzahlen sollen.

die bürgerversicherung hat sich 
zum ideologischen kampfbegriff entwi-
ckelt. die befürworter träumen von der 
einheitsversicherung und vollständiger 
staatlicher bevormundung: niemand 
soll sich eine (noch) bessere gesund-
heitsversorgung als der nachbar oder 
kollege leisten dürfen. volkswagen für 
alle, bmw und mercedes ade.

als argument für die bürgerversi-
cherung gilt die fi nanzielle Situation 
der gkv. die ist, verglichen mit der 
Pkv, nicht rosig. aber es ist ein irrtum 
zu glauben, mit einer einheitsversi-
cherung seien alle Probleme automa-
tisch gelöst. die Pkv zählt heute noch 
rund neun millionen versicherte. Fast 
jeder zweite ist beamter, darunter 
sind auch die Staatsdiener im mittle-
ren und gehobenen dienst wie Polizis-
ten und Sachbearbeiter. Sie gehören 
defi nitiv nicht zu den gutverdienern. 
eine überführung dieser versicher-
ten in die gkv – so sie denn rechtlich 
überhaupt möglich wäre – würde die 
fi nanzielle Situation der gesetzlichen 

 kassen nicht automatisch steigern. 
nicht erwerbstätige ehepartner und 
kinder sind in der Pkv beitragspfl ich-
tig. in der gkv übernimmt die allge-
meinheit der versicherten die kosten. 
auch das dämpft die hoffnung auf  
ein dickeres Finanzpolster in der ein-
heitsversicherung.

die befürworter der bürgerversi-
cherung setzen außerdem darauf, dass 
sich die Sozial- und gesundheitsstruk-
tur in der gkv verbessert. ihre über-
legung: die Pkv-versicherten sind im 
durchschnitt besser ausgebildet, sie 
haben einen gesünderen lebensstil 
und könnten daher zur entlastung der 
gkv beitragen. dabei werden die an-
reizmechanismen der Pkv völlig außer 
acht gelassen. So wirkt sich ein guter 
gesundheitszustand positiv auf den 
beitragssatz aus. in der gkv hängt der 
Satz dagegen nur vom einkommen ab.

Jan Wolf Schäfer (44) ist mitglied 
der chefredaktion des „Focus“ 
und dort leiter der ressorts 
Politik und wirtschaft. zuvor 
leitete er die gleichen ressorts 
bei „bild“. 

nicht zu unterschätzen ist auch die 
wirkung der arztrechnungen in der 
Pkv. wer jedes mal sieht, was unter-
suchungen und arzneimittel wirklich 
kosten, kann ein gefühl für kosten 
und kostenbewusstes verhalten entwi-
ckeln. doch interessanterweise sper-
ren sich gerade die befürworter der 
bürgerversicherung in der gkv gegen 
eine solche rechnungspfl icht. warum 
sollten sich bisher Pkv-versicherte in 
der gkv also weiter kostenbewusst 
verhalten, wenn sie davon keinen fi -
nanziellen vorteil mehr haben?

die gkv ist eine vollständig politi-
sche versicherung. die bundesregie-
rung bestimmt den beitragssatz. die 
kassen können, wenn nötig, zusatz-
beiträge erheben. die bundesregie-
rung bestimmt darüber hinaus, bis zu 
welchem einkommen beiträge fällig 
werden – und welche einkommen der 
beitragspfl icht unterliegen. So sol-
len in einer bürgerversicherung auch 
 zinseinnahmen darunter fallen. das 
wäre eine Steuer-, pardon abgaben-
erhöhung. 

nein, die bürgerversicherung ist 
kein probates mittel, das angebliche 
zwei-klassen-System in deutschland 
zu beenden und das medizinische 
versorgungsniveau weiter zu erhöhen. 
ihre Fürsprecher riskieren das gegen-
teil – weil ihnen politische gleichma-
cherei lieber ist als individualität und 
wettbewerb.  •

Von Jan Wolf Schäfer
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das politische klimaschutzziel, die 
co2-emissionen bis 2050 um min-
destens 80 Prozent gegenüber 1990 
zu reduzieren, ist technologisch und 
volkswirtschaftlich zu erreichen. 
das ist das ergebnis einer aktuel-
len Studie des bundesverbands der 
deutschen industrie (bdi). dafür 
sei es aber zwingende vorausset-
zung, energieintensive unterneh-
men von klimapolitisch bedingten 
zusatzlasten zu befreien, solange 
international nicht vergleichbare 
bedingungen bestünden. dann 
wäre laut bdi ein 80-Prozent-ziel 
sogar im nationalen alleingang 
ohne wachstumseinbußen, also 
mit einer schwarzen null, möglich. 
unter diesen umständen würden 
industrieunternehmen vom ehrgei-
zigen klimaschutz sogar profi tieren. 
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kritisches nachfragen, das gehört zur wohl wichtigsten aufgabe eines Parla-
mentariers: die kontrolle der regierung. Jedem abgeordneten (interpellant) 
steht das recht zu, auskunft und rechenschaft von der regierung zu poli-
tischen Fragen oder Sachverhalten zu verlangen. bislang haben die abge-
ordneten von ihrem verbrieften Fragerecht umfassend gebrauch gemacht: 
allein in 60 Jahren bundestag wurden rund 230.000 anfragen und einzel-
fragen gestellt. Schon 1849 garantierte die geschäftsordnung des Preußi-
schen landtags den abgeordneten ein „interpellationsrecht“. dieses blieb 
in der geschäftsordnung des reichstags erhalten und wurde später weiter 
differenziert. heute unterscheidet die geschäftsordnung des bundestags 
vier Frageformen: die große anfrage, die kleine anfrage, die Schriftliche 
Frage und die mündliche Frage. große und kleine anfragen können von 
einer Fraktion oder mindestens fünf Prozent der abgeordneten gestellt wer-
den, Schriftliche oder mündliche Fragen können von einzelnen Parlamen-
tariern gestellt werden. während große anfragen zu größeren politischen 
Fragen erfolgen und meist öffentlich im Plenum diskutiert werden, werden 
kleine Fragen ausschließlich schriftlich beantwortet. dabei ist es politischer 
brauch, dass die abgeordneten der jeweiligen regierungskoalition keine 
anfragen im Parlament an die eigene regierung stellen.

der 
Politik-insider

lEXikon

interpellation
klimaschutz 
ist machbar

Steigender Energieverbrauch

MIt:Fakten

der energieverbrauch in deutschland lag   
2017 bei insgesamt 13.525 Petajoule (PJ) oder 
461,5 millionen tonnen Steinkohleneinheiten 
(mio. t Ske) und damit um 0,8 Prozent höher 
als im vorjahr. nach vorläufi gen berechnun-
gen der arbeitsgemeinschaft energiebilanzen 
(ag energiebilanzen) gibt es zunahmen beim 
verbrauch von mineralöl und erdgas sowie 
rückgänge bei kohle und kernenergie. die 
erneuerbaren energien konnten ihren beitrag 
teilweise kräftig steigern. Für den verbrauchs-
anstieg ist vor allem die positive konjunktur-
entwicklung verantwortlich. bei den erneuer-
baren energien sorgten im wesentlichen gute 
windverhältnisse an land und auf See sowie 
eine etwas höhere zahl von Sonnenstunden 
und der anlagenzubau für höhere Stromein-
speisungen. bei den energiebedingten co2-
emissionen rechnet die ag energiebilanzen 
mit einer stagnierenden entwicklung.
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KAmpAgnen gegen DIe WIrtsChAft

Angst macht kasse: 
Wie nGos Verbraucher 
täuschen 

W alter trimpop aus lüdenscheid ist auf man-
che nichtregierungsorganisationen (eng-
lisch: non-governmental organisations, 

kurz: ngos) nicht gut zu sprechen. auslöser dafür war ein 
Schreiben der deutschen umwelthilfe (duh), das ihn vor 
einigen Jahren erreichte. trimpops autohaus hatte in 
einer anzeige die verbrauchs- und co2-emmissionswerte 
für einen neuwagen in einer zu kleinen Schrift veröffent-
licht. laut duh hat trimpop deswegen gegen das wettbe-
werbsrecht verstoßen, woraufhin die duh klage beim 
landgericht hagen gegen das autohaus einreichte. trim-
pop verlor den Prozess. „die deutsche umwelthilfe brüs-
tet sich mit verbraucherschutz und füllt ihre kassen mit 
abmahnungen“, sagt der mittelständler. ob es wirklich 
sinnvoll sei, in einer anzeige für neuwagen die kraftstoff-
verbrauchswerte in derselben Schriftgröße wie die haupt-
aussage der anzeige abzudrucken, und ob das dem ver-
braucher helfe, sei doch die eigentliche Frage hinter der 
Sache. „da werden unsinnige gesetze gemacht und die 
einzigen, die davon profi tieren, sind die abmahner“,  so  
der kfz-mechaniker-meister. da das landgericht der
duh im Fall trimpop recht gab, musste der unternehmer 
4.000 euro Strafe zahlen und die Prozesskosten tragen. 
„Seitdem achten wir penibel auf alle angaben bei den 
autos“, sagt trimpop. 

So wie walter trimpop geht es vielen unternehmen. 
laut einer Studie der universität des Saarlandes wurde 
jedes vierte unternehmen schon einmal von einer ngo 
angegriffen. nicht nur autohäuser erhalten abmahnun-
gen von der duh, sondern auch die lebensmittel-
industrie oder möbelhäuser. damit 
nimmt die duh jährlich 
millionen ein. 

Geschäft mit der Angst: Die Kampagne 
gegen Glyphosat zeigt, wie NGOs wissen-

schaftliche Erkenntnisse bewusst ignoriert oder 
verdreht haben, um Panik zu schüren.

Sie geben sich als vertreter des allgemeinwohls, als vorkämpfer für Schwache 
und entrechtete: nichtregierungsorganisationen (ngos). doch vielfach 
stecken hinter ihren kampagnen knallharte wirtschaftsinteressen, und einige 
arbeiten mit zweifelhaften methoden.
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die ein-
nahmen, die durch die 
abmahnungen bei der duh eingehen, deklariert die 
organisation in ihrem Jahresbericht als „verbraucher-
schutz“. neben „Projektzuschüssen“, die zu einem großen 
teil aus Fördergeldern des bundes und der europäischen 
union bestehen, machen die einnahmen aus dem „ver-
braucherschutz“ den zweitgrößten Posten bei den einnah-
mequellen der duh aus. diese Praktiken sind in der Öf-
fentlichkeit meist unbekannt, denn häufi g genießen ngos 
bei verbrauchern und Journalisten uneingeschränktes 
vertrauen. dabei sind sie lobbygruppen mit ganz eigenen 
interessen, und die werden von verbrauchern und medien 
selten hinterfragt. resultat sind oft täuschungen der ver-
braucher durch angstkampagnen, um größtmögliche auf-
merksamkeit zu erlangen und dadurch Spendeneinnah-
men zu generieren. 

Bewusste täuschung durch Emotionalisierung? 
mit-mitglied wolfgang hinkel, ehemaliger geschäftsfüh-
rer bei einem großen getränkedosenhersteller, kann trim-
pops ärger verstehen. auch er hatte während seiner be-
rufl ichen laufbahn immer wieder mit ngos zu tun. zwar 
befürwortet er grundsätzlich deren aufklärungsauftrag: 
„insbesondere wenn es hier fair und abgewogen zugeht, 

ist das für eine bewusstmachung hilfreich. 
wenn es allerdings nur um die verbreitung der 

eigenen politischen meinung geht und dann auch 
noch Fairness und ausgewogenheit missachtet 

werden, wird dieser auftrag klar verletzt“, so hinkel. 
ein prägnantes beispiel in diesem zusammenhang ist ein 
Foto, das sich mit der Pfandeinführung im Jahr 2003 
befasst.

damals verbreitete die duh nebeneinander zwei 
Fotos, die auf einer wiese mitten in berlin aufgenommen 
wurden. zehn tage vor der Pfandeinführung, so die dar-
stellung, sei die wiese voller leerer getränkedosen gewe-
sen, nach der Pfandeinführung zeigte das bild eine sau-
bere grünfl äche. „ich bin mir sicher, dass die beiden Fotos 
direkt hintereinander geschossen wurden, denn was 
schon erstaunlich ist: die uhr im hintergrund zeigt die-
selbe uhrzeit auf beiden bildern“, so hinkel. „auch die am 
rand der wiese abgestellten Fahrzeuge sind identisch, 
obwohl laut begleittext zwischen beiden aufnahmen 15 
tage liegen sollen. es ist unwahrscheinlich, dass hier eine 
reale Situation wiedergegeben wird. bild und text legen 
aber nahe, dass es die Szenen tatsächlich so gegeben hat. 
mit solchen Fotos werden die verbraucher manipuliert“, 
beklagt hinkel. er verweist zudem auf Studien, die zeigen, 
dass die getränkedose wesentlich umweltfreundlicher ist 
als der ihr angehängte ruf. trotzdem hätte sich die duh 
bislang nicht auf einen sachlichen und fairen dialog mit 
der branche eingelassen. 

auf anfrage des mittelstandsmagazins teilt die duh 
mit, dass sie sich dafür einsetze, dass wirtschaft und Poli-
tik die umweltgesetze und den verbraucherschutz einhal-
ten. in den letzten Jahren habe die ngo ihre arbeit „aus 
gegebenen anlässen“ intensiviert und führe dazu entspre-
chende gerichtsverfahren. auf den vorwurf, dass dabei 

ist das für eine bewusstmachung hilfreich. 
wenn es allerdings nur um die verbreitung der 

eigenen politischen meinung geht und dann auch 
noch Fairness und ausgewogenheit missachtet 

werden, wird dieser auftrag klar verletzt“, so hinkel. 
ein prägnantes beispiel in diesem zusammenhang ist ein 
Foto, das sich mit der Pfandeinführung im Jahr 2003 
befasst.

(l.) Foodwatch-Aktivisten protestieren 
gegen das Handelsabkommen CEtA 

in Straßburg im Februar 2017.  

(r.) Die „Deutsche Um-
welthilfe“ (DUH) mit 

ihrem Chef Jürgen Resch 
(rechts) bei einer An-

ti-Diesel-Demo in Stutt-
gart. Ihre Kampagne 

trifft vor allem deutsche 
Autohersteller. Dabei 

weiß kaum einer, dass die 
DUH auch von dem japani-
schen Autohersteller toyota 
fi nanziert wird, der keine Die-

sel-Motoren mehr entwickelt.
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häufi g mit der angst der 
verbraucher gearbeitet 
würde, reagiert die duh 
nicht. auch den vorwurf, 
mit populistischen ins-
trumenten zu arbeiten, 
weist die ngo von sich 

und erklärt, dass die ge-
wonnen gerichtsprozesse 

die organisation in ihrer ar-
beit unterstützen würden. „die 

erfolge vor gericht zeigen, dass 
unsere argumente nicht populistisch, 

sondern fundiert sind“, sagt eine 
duh-Sprecherin. 

in der Öffentlichkeit werden ngos und unterneh-
men meist nach dem david-goliath-Prinzip wahrgenom-
men. Sie inszenieren sich als anwälte der verbraucher und 
kämpfen gegen die aus ihrer Perspektive großen unmora-
lischen unternehmen. dabei setzen sie auf emotionalisie-
rung und angst. die unternehmen werden mit medial 
höchst wirksamen kampagnen konfrontiert. „manche 
ngos arbeiten dabei populistisch und demagogisch“, so 
der autor und kommunikationsexperte Jan-Philipp hein. 
Sie würden vereinfachen, verdrehen und zuspitzen und oft 
völlig übertriebene vorhersagen treffen. die Strategie be-
stehe darin, ein grundmisstrauen zu schaffen, so hein. 
neu sei allerdings, dass manche ngos jetzt auch ver-
schwörungstheorien anbieten würden. „es war schon 
immer üblich, der industrie und der wirtschaft jede 
Schweinerei zu unterstellen“, sagt hein. „aber im zuge 
der glyphosat-debatte kam dann auch der vorwurf an das 
staatliche und neutrale bundesinstitut für risikobewer-
tung hinzu, gewissermaßen als verlängerter arm der in-
dustrie agiert zu haben. wirtschaft und Politik vereint 
gegen die arglose und ihnen ausgelieferte bevölkerung – 
dieses zerrbild ignoriert nicht nur wissenschaftliche Fak-
ten, sondern vergiftet auch das gesellschaftliche klima“, 
sagt hein. 

Fakten werden ignoriert
die verbraucherorganisation Foodwatch positioniert sich 
deutlich gegen den einsatz von glyphosat. Sie 
schreibt auf ihrer internetseite, dass 
sich die experten bei 
der bewer-

tung von glyphosat uneins seien. Foodwatch fordert des-
halb, dass das Pfl anzenschutzmittel nicht weiter einge-
setzt werden dürfe. dabei teilte das bundesinstitut für 
risikobewertung (bfr) im mai 2016 mit: „die gesundheit-
liche risikobewertung ist in der wissenschaft derzeit un-
strittig. das für die Pestizidbewertung zuständige gre-
mium der weltgesundheitsorganisation JmPr (Joint 
meeting on Pesticide residues) kommt wie das bfr, die 
europäische behörde für lebensmittelsicherheit (eFSa) 
und andere behörden weltweit zu dem Schluss, dass nach 
derzeitigem Stand der wissenschaft bei bestimmungsmä-
ßiger und sachgerechter anwendung kein krebserregen-
des risiko durch glyphosat zu erwarten ist.“ doch diese 
darlegung des bfr wird von Foodwatch ignoriert. die or-
ganisation sammelt weiterhin unterschriften für ein gly-
phosat-verbot, obwohl die eu-Staaten im november 2017 
für die zulassung des mittels gestimmt haben.

auch christoph minhoff, hauptgeschäftsführer der 
bundesvereinigung der deutschen ernährungsindustrie 
(bve), kritisiert solche verhaltensweisen. „manche ngos 
erinnern in ihrer art, öffentliche Pranger aufzubauen, an 
mittelalterliche methoden. dazu passend fi nanzieren sich 
viele von ihnen durch eine art ablasshandel: wer sich von 
der ngo unbedenklichkeit zertifizieren lässt, erhält 
Friede und absolution.“ das funktioniere vor allem auch 
aufgrund des symbiotischen verhältnisses von ngos und 
Journalisten. „die ngos liefern reißerische Storys und bil-
der und nehmen damit den medienvertretern aufwendige 
recherchen ab, bezahlt wird mit öffentlicher aufmerksam-
keit. ob die geschichten korrekt sind oder relevant, wird 
selten geprüft“, sagt minhoff, der selber Jahrzehnte als 
Fernsehjournalist gearbeitet hat. „ngos bekommen so 
macht durch Scheinrelevanz. So wird aus einer kampagne 
Politik.“ deshalb fordert der verbandsvertreter mehr 
transparenz von ngos: 

beit unterstützen würden. „die 
erfolge vor gericht zeigen, dass 

unsere argumente nicht populistisch, 
sondern fundiert sind“, sagt eine 

Regelmäßig demonstrieren 
Foodwatch-Aktivisten gegen Entscheidungen 

des Europäischen Parlaments, wie hier gegen das 
Handelsabkommen CEtA oder auch gegen das 

Pfl anzenschutzmittel Glyphosat. 
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„wer fi nanziert hier eigentlich wen 
und was in wessen auftrag? Jede 
transparenzforderung an wirtschaft 
und gesellschaft sollte deshalb mit 
der gleichen transparenzforderung 
gegen ngos ausgeglichen werden. 
gerne berichte ich, mit wem ich in 
der Politik spreche, wenn das gleiche 
für Foodwatch und co. gilt!“, so minhoff. „dazu gehört 
auch, dass die an ngos fl ießenden staatlichen gelder un-
verschleiert öffentlich gemacht werden. eigentlich müsste 
sich das ausschließen, Staatsknete und nichtregierungs-
organisation!“

ein Sprecher der ngo Foodwatch reagierte auf die vor-
würfe mit dem hinweis, dass sämtliche Finanzierungs-
quellen und die Satzung des gemeinnützigen vereins auf 
der website offengelegt würden. den vorwurf der intrans-
parenz kann die organisation daher nicht nachvollziehen. 
ein extra lobby-register nur für ngos lehnt Foodwatch 
ab – die idee eines allgemeinen lobby-registers, in das 
sich sowohl verbände als auch ngos eintragen müssten, 
begrüßt die ngo hingegen. die organisation habe sich 
bereits in freiwillige lobby-register eintragen lassen. 

doch natürlich entstehen zweifel an der neutralität von 
ngos, wenn sie mit ihren kampagnen unternehmen an-
greifen, aber zugleich von deren konkurrenten fi nanziert 
werden. So sind von der duh-kampagne gegen die-
sel-Fahrzeuge vor allem deutsche hersteller betroffen, die 
viele diesel-modelle im angebot haben. dabei weiß kaum 
einer, dass die duh bereits seit 20 Jahren vom japanischen 
autohersteller toyota, der nicht mehr auf diesel-Fahrzeuge 
setzt, fi nanziell unterstützt wird. und so wird auf der 
duh-internetseite dann schon mal ein Fahrzeug von toyota 
als „vorzeige-hybrid“ bezeichnet. immerhin: wenn man auf 
der internetseite ein wenig sucht, kann man hinweise auf 
die Finanzierung fi nden. die duh verweist zudem darauf, 
dass sie toyota auch schon öffentlich kritisiert habe.

Kooperationen zwischen NGOs und 
 Unternehmen sind Ausnahmen
die konfrontation zwischen unternehmen 
und ngos hat Stefan kolb an der universi-
tät des Saarlandes in einer Studie unter-
sucht. dafür haben die wissenschaftler 

über 200 unternehmen über ihre 
erfahrungen 

und erwartungen im umgang mit ngos befragt. einen 
typischen angriff auf unternehmen gebe es dabei nicht. 
„das oberste ziel vieler konfrontativer ngos ist, durch 
einen angriff eine verhaltensänderung bei den unterneh-
men zu erwirken“, so kolb. „die ngos wollen ihren Forde-
rungen gehör verschaffen und üben über öffentlichkeits-
wirksame kampagnen mitunter immensen druck auf 
unternehmen aus.“ kolb rät, dass unternehmen auf einen 
ngo-angriff keinesfalls impulsiv reagieren sollten. die 
unternehmen sollten vielmehr den dialog suchen, insbe-
sondere wenn der angriff gerechtfertigt ist. aber auch 
wenn sich die vorwürfe nicht bewahrheiten, ist in den 
meisten Fällen zunächst ein dialog empfehlenswert. Je 
nach weiterem verlauf ergeben sich für unternehmen fall-
spezifi sch auch weitere reaktionsmöglichkeiten, zum bei-
spiel der weg offensiver gegendarstellungen. aus einem 
angriff kann aber auch eine kooperation zwischen ngos 
und unternehmen entstehen, wenn die unternehmen 
eine passende ngo fi nden, die zur beseitigung des iden-
tifi zierten missstandes beitragen kann. dies setze eine 
hohe inhaltliche kompetenz und glaubwürdigkeit der be-
treffenden ngo voraus, sowie die bereitschaft, überhaupt 
eine kooperation mit einem wirtschaftsunternehmen ein-
zugehen. Somit komme der wahl der jeweiligen Part-
ner-ngo eine entscheidende bedeutung zu. „bei richtiger 
ausgestaltung kann eine derartige Partnerschaft jedoch 
nicht nur nachhaltig zur beseitigung des missstandes bei-
tragen, sondern sich sogar positiv auf die unternehmens-

reputation auswirken“, sagt kolb. 
oder das unternehmen be-
müht sich ganz ohne vor-

herigen angriff um 
eine kooperation mit 

einer ngo, so wie 
der lebensmittel-
händler edeka. 
Seit 2009 arbei-
tet das unter-
nehmen mit der 
umweltstiftung 

müht sich ganz ohne vor-
herigen angriff um 

„Manche NGOs erinnern in ihrer Art, 
öffentliche Pranger aufzubauen, an 
mittelalterliche Methoden.“
  Christoph Minhoff, 

Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie

Aktivisten der Deutschen 
Umwelthilfe bei einer Demonstration 

gegen Diesel-Abgase auf der 
Internationalen Automobilausstellung 2017. 
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Katharina-Luise Kittler
redakteurin
kittler@mit-bund.de
twitter.com/k_luise

wwF zusammen, zum beispiel mit gemeinsamen Projek-
ten zum nachhaltigen anbau von Sojabohnen und bana-
nen. „natürlich wäre es einfacher gewesen, das thema 
nachhaltigkeit ohne eine kooperation mit einer umwelt-
organisation im unternehmen aufzubauen“, sagt rolf 
lange, leiter der edeka-  unternehmenskommunikation. 
die Sichtweisen seien nicht immer deckungsgleich, doch 
das gemeinsame ziel, den ökologischen Fußabdruck von 
edeka zu reduzieren, würde im mittelpunkt stehen. „mit 
dem wwF haben wir uns expertenwissen mit an bord ge-

holt, das wir uns ohne hilfe im unternehmen nur schwer 
hätten aneignen können“, so lange. auch der wwF sieht 
die arbeit mit edeka positiv. „durch kooperationen wie 
diese steigern wir die reichweite unserer themen“, sagt 
marco vollmar, zuständig für kommunikation und kampa-
gnen beim wwF. die ngo-landschaft sieht vollmar viel-
schichtig und heterogen. „wie in jeder branche gibt es 
auch unter den ngos kritikwürdige organisationen, die 
nicht transparent mit Spendengeldern umgehen“, so 
vollmar. Solche ngos würden der branche schaden. 

Mehr transparenz und Kontrolle
kooperationen zwischen unternehmen und ngos bilden 
jedoch eine ausnahme. „viele ngos leisten unverzichtbare 
arbeit. ich bin selbst in einigen engagiert“, sagt gitta 
connemann, stellvertretende vorsitzende der cdu/

cSu-Fraktion im deutschen bundestag und vorsitzende der 
mit-landwirtschaftskommission. „doch leider gibt es auch 
organisationen, die unter dem deckmantel der gemeinnüt-
zigkeit Politik machen oder aber mit kriminellen mitteln 
agieren. dafür darf es weder Steuermittel noch öffentlichen 
applaus geben.“ die abgeordnete erreichen immer wieder 
berichte über einbrüche in bauernhöfe unter dem vorwand 
des tierschutzes, die nicht bestraft werden würden. „Selbst-
justiz ist in unserem rechtsstaat nicht akzeptabel“, betont 
connemann. ngos müssten transparenter arbeiten. 

 „wehret den anfängen“, so die ab-
geordnete weiter. „es fängt mit Stal-
leinbrüchen an, aber wo endet es?“ 
man müsse prüfen, ob ein solcher 
missbrauch steuer- oder verwal-
tungsrechtlich bekämpft werden 
könne. „ein verein muss strenge 
 Prüfungen bestehen, bevor er den 
Stempel gemeinnützigkeit erhält. 

danach gibt es nur noch eine Plausibilitätsprüfung. und es 
fehlt an transparenz.“ hier müsse die Politik genau hin-
sehen und nachbessern – von der kontrolle der gemein-
nützigkeit bis zur Sichtbarmachung von beispielsweise 
Finanzierung und Spendenakquise.

diese politischen Forderungen würde auch mittel-
ständler walter trimpop unterstützen – damit sich die ge-
richte nicht weiter mit zu kleinen Schriftgrößen auf seinen 
Fahrzeugangeboten, sondern mit den unmoralischen 
 kampagnen und fragwürdigen Finanzierungsmethoden 
vieler ngos beschäftigen.    •

„Selbstjustiz ist in unserem Rechtsstaat 
nicht akzeptabel. “     
   Gitta Connemann, 
 Bundestagsabgeordnete

Ausmaß der Betroffenheit von NGO­Konfrontationen

„Wurde Ihr Unternehmen schon einmal von einer NGO, bspw. im Rahmen 
einer Kampagne angegriffen?

Q
ue

lle
: z

w
is

ch
en

 k
on

fr
on

ta
ti

on
 u

nd
 k

oo
pe

ra
ti

on
: e

in
e 

em
pi

ri
sc

he
 a

na
ly

se
 d

er
 r

ol
le

 v
on

 n
g

o
s 

au
s 

u
nt

er
ne

hm
en

sp
er

sp
ek

ti
ve

, h
er

au
sg

eg
eb

en
 v

om
 in

st
it

ut
 fü

r h
an

de
l &

 in
te

rn
at

io
na

le
s 

m
ar

ke
ti

ng
 (h

.i.
m

a
.) 

de
r u

ni
ve

rs
it

ät
 d

es
 S

aa
rl

an
de

s,
 2

01
2handelsunternehmen

(n=97)

70,1 %

29,9%

 •    ja •    nein

konsumgüterhersteller
(n=65)

67,7 %

32,3%

gesamt
(n=201)

72,6 %

27,4%

dienstleistungsunternehmen
(n=39)

87,2 %

12,8%

thorsten Alsleben
chefredakteur
alsleben@mit-bund.de
twitter.com/@berlinreporter



16    mittelstandsmagazin 01|18    

MIt:thema

WenIger fLÜChtLInge, mehr fAChKräfte

Zuwanderungs gesetz kommt



mittelstandsmagazin 01|18    1716    mittelstandsmagazin 01|18    

Fo
to

: a
do

be
.S

to
ck

.c
om

MIt:themaMIt:thema

Es ist ein schwieriger Spagat: 
einerseits suchen deutsch-
lands unternehmen händerin-

gend nach Fachkräften. die wirtschaft 
ist auf den zuzug ausländischer ar-
beitskräfte angewiesen. andererseits 
kamen allein 2017 rund 500 000 mehr 
menschen nach deutschland als 
 abwanderten – davon waren rund 
187 000 von den behörden registrierte 
asylsuchende. diese zwei Felder, ein-
wanderung und asyl, werden in der 
politischen debatte oft vermengt. in 
ihrem koalitionsvertrag konnten cdu, 
cSu und SPd nun auf beiden Feldern 
eine einigung erzielen. 

Flüchtlingsmigration 
wird begrenzt
die insbesondere von der cSu gefor-
derte obergrenze für Flüchtlinge hat 

es zwar nicht wörtlich, jedoch faktisch 
in den koalitionsvertrag geschafft. 
dort heißt es, die zuwanderung solle 
die „Spanne von 180 000 bis 220 000 
nicht übersteigen“. damit kommt die 
union ihrer Forderung aus dem wahl-
programm nach, dass sich „eine Situa-
tion wie im Jahr 2015“ nicht wiederho-
len dürfe. damals, auf dem höhepunkt 
der Flüchtlingskrise, kamen allein im 
november mehr als 200 000 asylsu-
chende ins land. 

auch der Familiennachzug wird 
neu geregelt. Für Flüchtlinge, die 
in deutschland nur vorübergehen-
den Schutz genießen (subsidiär ge-
schützte), bleibt der nachzug von 
angehörigen noch bis zum 31. Juli 
ausgesetzt. danach können maximal 
1 000 Familienmitglieder pro monat 
nach deutschland einreisen. darü-

das thema migration war eines der großen Streitthemen in den 
koalitionsverhand lungen. am ende setzte sich die union durch: der 
zuzug von Flüchtlingen wird begrenzt, der zuzug von Fachkräften 
dagegen mit einem eigenen gesetz erleichtert.

ber hinaus sollen auch härtefälle be-
rücksichtigt werden. weiterhin sollen 
asylverfahren durch zentrale einrich-
tungen beschleunigt, Flüchtlinge in 
europa fairer verteilt und die zahl 
sicherer herkunftsländer ausgewei-
tet werden (unter anderem algerien, 
marokko und tunesien). integrations-
maßnahmen werden gebündelt, Straf-
taten konsequenter verfolgt.

Regelwerk zur Fachkräfte-
Zuwanderung
union und SPd sind sich darin einig, 
dass deutschland auf qualifizierte 
Fachkräfte angewiesen ist – und zwar 
„in großer zahl“. derzeit gehen dem 
arbeitsmarkt mehr als 300 000 ar-
beitskräfte pro Jahr verloren, weil mehr 
beschäftigte in rente gehen als in jun-
gen Jahren nachrücken. die Parteien 

WenIger fLÜChtLInge, mehr fAChKräfte

Zuwanderungs gesetz kommt



kündigen deshalb ein neues gesetz zur 
Steuerung von zuwanderung in den 
arbeitsmarkt an. im koalitionsvertrag 
heißt es dazu: „maßgeblich zu berück-
sichtigen für den zuzug nach deutsch-
land sind der bedarf unserer volkswirt-
schaft, Qualifikation, alter, Sprache 
sowie der nachweis eines konkreten 
arbeitsplatzes und die Sicherung des 
lebensunterhalts.“ ein Punktesystem 
nach kanadischem vorbild für Fach-
kräfte aus dem ausland soll es nach den 
worten von bundeskanzlerin angela 
merkel jedoch nicht geben. 

das neue gesetz soll vielmehr die 
bereits bestehenden regelungen zu-
sammenfassen, transparenter und vor 
allem effi zienter machen. was union 
und SPd konkret unter Fachkräften 
verstehen, wird auch benannt: hoch-
schulabsolventen und einwanderer 
mit qualifizierter berufsausbildung 
oder ausgeprägten berufspraktischen 
kenntnissen. die dazu nötige gleich-
wertigkeitsprüfung der ausländischen 
abschlüsse soll möglichst ohne lange 
wartezeiten erfolgen. 

Jetzige Regelungen 
unübersichtlich
ein Fachkräfte-zuwanderungsgesetz 
war auch von der mit auf dem ver-
gangenen bundesmittelstandstag ge-
fordert worden. „damit wird es uns 
hoffentlich gelingen, mehr Fachkräfte 
nach deutschland zu locken“, sagt der 
mit-vorsitzende carsten linnemann, 
der an den koalitionsverhandlungen 
beteiligt war. „die jetzigen gesetze 
bieten zwar schon möglichkeiten 
dazu, sie sind allerdings komplex und 
sowohl für ausländische interessenten 
als auch für mittelständische arbeit-
geber schwer handhabbar.“ 

die derzeit geltenden reglungen 
sind unübersichtlich. Je nach Fall 
kann das deutsche asylgesetz, das 
zuwanderungsgesetz, das aufent-
haltsgesetz, die beschäftigungsver-
ordnung oder europäische richtli-
nien wie die bluecard, reSt, ict, die 
Saisonarbeitnehmer-richtlinie oder 
auch ein sogenanntes Puma-Pro-
gramm greifen. eu-bürger dürfen in 
deutschland grundsätzlich ohne be-

sondere genehmigung arbeiten. das 
gilt ebenso für bürger der Schweiz 
und des europäischen wirtschafts-
raumes, also auch island, liechten-
stein und norwegen. gegebenenfalls 
wird jedoch geprüft, ob die Qualifi -
kation gleichwertig ist. alle anderen 
ausländer können eine befristete 
arbeitserlaubnis beantragen. die 
meistgenutzte ist die bluecard der 
eu. diese kann nur von akademi-
kern mit einer Jobzusage und einem 
Jahresgehalt von mindestens 50.800 
euro beantragt werden (ausnahme: 
mangelberufe wie ärzte oder ma-
thematiker). um eine bluecard be-
warben sich 2017 weniger als 15 000 
ausländische Fachkräfte. mit einem 
neuen gebündelten regelwerk und 
einer klareren kommunikation der 
deutschen behörden werden es bald 
vielleicht mehr.   •

Hubertus Struck
redakteur/cvd
struck@mit-bund.de
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In Deutschland fehlen immer mehr MINT­Kräfte

Arbeitskräftelücke im Bereich  Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und technik

   experten (i. d. r. akademiker)                Spezialisten (i. d. r. meister/techniker)

   Fachkräfte (i. d. r. ausbildungsberufe)

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017
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Autotest: VW Crafter

Der Große fürs Grobe
Der neue Crafter Kastenwagen von Volkswagen überzeugt durch seine enorme  
Ladefläche und ein überarbeitetes Ladungssicherungs-Konzept. 

Seit 2006 ist Volkswagen 
mit dem Crafter auf dem 
Markt. Der Kleintransporter 

sollte vor allem dem fast baugleichen 
Mercedes Sprinter den Rang ablaufen. 
Nun gönnten die Wolfsburger ihrem 
Crafter eine Generalüberholung. 
Neben einem überarbeiteten Design 
weist das neue Modell mehr Nutzlast, 
ein größeres Ladevolumen und neue 
Assistenzsysteme auf. Das Ladevo-
lumen wurde von 11,3 auf bis zu 18,4 
Kubikmeter ausgeweitet. In den größ-
ten der drei Crafter-Versionen passen 
nun bis zu sechs Europaletten. Für 
mehr Flexibilität im Laderaum sorgen 
der optionale Universalboden und die 
serienmäßige karosserieseitige Vorbe-
reitung für Schrankaufbauten. Zudem 
lässt sich die Fracht dank der versenk-
baren Verzurrösen, einigen Verzurr-
schienen sowie dem verschiebbaren 
Innendachträger gut im Laderaum fi-

xieren. Praktisch: Auch im Fahrerhaus 
findet vom Smartphone über den 
Kaffeebecher bis zum Zollstock alles 
Platz, was man im Handwerker- oder 
Logistik-Alltag so braucht. 

Besonders überzeugte im Test 
der Park-Lenk-Assistent. Sobald der 
Fahrer an einer passenden Parklücke 
vorbeifährt, erkennt der Assistent die 
Lücke und zeigt sie im Display an. Nun 
muss man nur noch den Rückwärts-
gang einlegen, kann die Hände vom 
Lenkrad nehmen und zusehen, wie der 
Crafter von allein einparkt. 

� Hubertus Struck

Es scheint, als sei es VW gelungen, 
das Maximum aus dem Crafter her-
auszuholen. Ob er das Duell mit dem 
Mercedes Sprinter langfristig gewin-
nen kann, muss er erst noch beweisen.

Familien-Faktor: 	 (1,0)

Komfort-Faktor: 	 (3,0) 

Bedien-Faktor: 	 (4,0) 

Spaß-Faktor: 	 (3,0) 

Wow-Faktor: 	 (4,5) 

Preis-Leistung: 	 (3,5) 

Fahrzeugdaten des Testautos  
(Herstellerangaben)

Fazit

Mittelstandsmagazin-Bewertung

Motor 	 Diesel	

Hubraum	 1.968 cm³

Leistung 	 103 kW (140 PS)

Abmessungen	 L 5,99 m x B 2,04 x H 2,59  

Leergewicht	 2.392 kg	

Zuladung	� 1.108 kg

Höchstgeschwindigkeit 	 158 km/h

Preis 	 �57.602 €  
(mit Sonderausstattung) 
(günstigste Variante:  
33.677 Euro)

Beim getesteten Modell handelte es sich um einen 
VW Crafter 35 Kasten Hochdach MR 2.0 TDI. 
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Herr Binkert, das Magazin 
„Der Spiegel“ hat doku­
mentiert, dass Umfrage­

institute bisweilen Antworten fäl­
schen oder gar erfinden, zum Teil 
bewusst, zum Teil unbewusst durch 
Fehlverhalten der Befrager. Wie 
können Sie das für Ihre Umfragen 
ausschließen?
Hermann Binkert: Ein Fehlverhalten 
unserer Interviewer schließen wir zum 
einen durch intensive Schulungen zu 
Beginn der Tätigkeit, zum anderen 
durch den Einsatz von Supervisoren 
aus. Diese sind vorrangig damit beauf-
tragt, die Interviewführung täglich 
qualitativ und quantitativ zu überprü-
fen, um auszuschließen, dass einzelne 
Befrager sich nicht an unsere Vorgaben 
halten. Unsere Interviewer sind außer-

dem alle festangestellt, was eine grö-
ßere Bindung zum Unternehmen 
schafft. Darüber hinaus richten wir uns 
natürlich nach den strengen Regeln un-
serer Branchenverbände, deren Mit-
glied wir sind. Und wir sind nach den 
einschlägigen DIN-Normen zertifiziert 
und lassen uns regelmäßig überprüfen. 

Wie kontrollieren Sie Subunterneh­
men, die die Fragen durchführen?
Bei telefonischen Befragungen grei-
fen wir nur äußerst selten auf Subun-
ternehmen zurück. Und wenn wir Sub-
unternehmen nutzen, dann nur 
solche, die die gleichen Qualitätsstan-
dards garantieren wie wir selbst. 

Beobachten Sie denn auch Manipula­
tion durch Konkurrenzunternehmen?

Interview mit INSA-Chef Hermann Binkert

„Mit einem klaren  
Unionskurs wären mehr 
Wähler zu gewinnen“

Die mediale Strahlkraft von Umfragen ist groß, doch immer mehr Bürger 
misstrauen den Ergebnissen. Mittelstandsmagazin-Chefredakteur Thorsten 
Alsleben hat mit Hermann Binkert, Chef des Umfrageinstituts INSA, über  
Manipulation von Umfragen, die Verluste von Union und SPD und über die 
Alternativen zur Großen Koalition gesprochen.

Aufmerksame Beobachter können sehr 
gut feststellen, wie solide Institute sind 
– insbesondere auf dem Gebiet der 
Wahlforschung. Ob und in welchem 
Maß andere Unternehmen ihre Ergeb-
nisse manipulieren, können und wollen 
wir nicht bewerten. Tatsächliche Wahl-
ergebnisse sind aber hervorragende 
Möglichkeiten, die Treffsicherheit und 
damit ja auch die Qualität von Umfra-
gen zu vergleichen.

Trotzdem liegen auch seriöse Insti­
tute manchmal daneben. Zum Bei­
spiel hat das Bundestagswahler­
gebnis keiner so vorausgesagt oder 
auch den schwarz-gelben Wahlsieg 
in NRW nicht. Wie kommt das?
Wer unsere Vorwahlumfragen ernst 
nahm, den konnte das Bundestags-
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wahlergebnis nicht überraschen. Der 
Stimmungsumschwung zugunsten 
der Union im Saarland, in Schles-
wig-Holstein und Nordrhein-Westfa-
len ist ebenfalls festgestellt worden. 
Umfragen sind aber keine Vorhersa-
gen des tatsächlichen Wahlergebnis-
ses, sondern sie spiegeln die Stim-
mung zum Erhebungszeitraum. Wenn 
es einen Trend in die eine oder andere 
Richtung gibt, kann sich die Stim-
mung in wenigen Tagen natürlich 
noch verstärken. Und natürlich gibt es 
die statistische Fehlertoleranz. Diese 
liegt bei unseren Umfragen mit 2000 
Befragten bei maximal 2,5 Prozent-
punkten nach oben oder unten.

Wenn das sowieso nur Näherungs­
werte mit Fehlertoleranzen sind, 
warum gaukeln dann Institute, Sie 
auch, mit Nachkomma-Ergebnissen 
eine Genauigkeit vor, die es dann 
gar nicht gibt?
Wenn es zum Beispiel darum geht, ob 
eine Partei die Fünf-Prozent-Hürde 
schafft oder nicht, dann sind 0,5 
Punkte schon entscheidend. Bei mehr 
als 2000 Befragten kann man halbe 
Prozentpunkte seriös angeben. Die 
Angabe von halben Prozentpunkten 
vor Wahlen ist inzwischen bei vielen 
Instituten üblich geworden.

Aber es kommen zum gleichen 
Thema bei verschiedenen Instituten 
zum Teil völlig gegensätzliche 
Ergebnisse raus. So hatte das 
ZDF-Politbarometer im November 
gemeldet: 67 Prozent seien für 
Familiennachzug. Ihr Institut hatte 
im gleichen Monat nur rund 28 
Prozent Zustimmung gemessen. 
Wie kommt das?
Man darf nicht außer Acht lassen, wie 
die Frage genau gestellt wird. Bei der 
ZDF-Umfrage der Forschungsgruppe 
Wahlen wurde nach dem Familien-
nachzug für anerkannte Asylbewerber 
gefragt. Der ist aber längst geregelt 
und wird auch von niemandem infrage 
gestellt. Die Debatte ging immer nur 
um Familiennachzug für die nicht an-Fo
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erkannten asylbewerber, die nur sub-
sidiär schutzbedürftig sind und hier 
nur für zunächst ein Jahr aufgenom-
men werden. insofern ging die zdF-
Frage völlig an der aktuellen debatte 
vorbei. trotzdem wurde das ergebnis 
für die aktuelle debatte gebraucht, 
man könnte auch sagen: missbraucht.

Sollte sich Politik denn überhaupt 
auf Umfragen stützen?
Politiker sollten umfragen ernst neh-
men, aber demoskopen sollten nicht 
Politik machen! wir stellen Stimmun-
gen fest. wir können sagen, mit wel-
chen themen man welche zielgruppe 
gewinnen kann und wie politische 
aussagen in der bevölkerung ankom-
men oder verstanden werden. aber 
über die inhalte müssen die politisch 
verantwortlichen entscheiden. wenn 
sie keinen gestaltungswillen haben 
und nicht authentisch sind, haben sie 
schon verloren. Politik, die nur auf 
Stimmungen hört, ist beliebig. nur wer 
selbst überzeugt ist, wirkt auch über-
zeugend. wir helfen der Politik, dem 
volk aufs maul zu schauen, aber ich 
warne sie gleichzeitig davor, dem volk 
nach dem munde zu reden.

Welche Themen sind den Menschen 
denn am wichtigsten?
die zuwanderung nach deutschland be-
schäftigt die menschen sehr. insbeson-
dere, wenn man die themen offen ab-
fragt, ist das das am häufi gsten genannte 
thema. danach kommen themen wie 
soziale Sicherheit und ungleichheit.

Und wer hat beim Thema 
 „Zuwanderung“ die größte 
 Problemlösungskompetenz?
das ist je nach thema sehr unter-
schiedlich. grundsätzlich gibt es beim 
zutrauen in politisches handeln luft 
nach oben.

Die Union hatte das schlechteste 
Wahlergebnis seit 1949. Woran lag 
das?
die cdu hat einerseits in den vergan-
genen 15 Jahren viele wähler neu für 

gebnis seit 1949 lag. an wirtschaftsli-
beralen und konservativen Positionen 
wohl kaum.

Ist der nun gefundene Koalitions­
vertrag eine Möglichkeit, die 
schlechten Werte für die Union 
umzukehren?
bisher waren es nie koalitionsver-
träge, die die wähler überzeugten. 
entscheidend ist das politische han-
deln. und da muss überzeugendes ge-
schehen, damit sich der trend wieder 
zugunsten der union wendet.

Wen sehen die Menschen denn als 
Sieger?
nach der Sondierung sah eine mehr-
heit die union als Sieger, nach dem 
koalitionsvertrag und insbesondere 
der ressortzuteilung die SPd.

Was würden Sie der Union denn 
raten?
eine minderheitsregierung.

Warum?
ohne und gegen die union kann keine 
regierung gebildet werden. Schon 
nachdem ein Jamaika-bündnis geschei-
tert ist, hätte man eine minderheitsre-
gierung versuchen sollen. die SPd 
hatte sich klar gegen die große koali-
tion positioniert und die cdu-vorsit-
zende und bundeskanzlerin hielt die 
SPd für nicht regierungsfähig. da blieb 
eigentlich nur eine minderheitsregie-
rung übrig. diese hätte das Parlament 
gestärkt. die verhandlungen mit grü-
nen, FdP und SPd haben doch gezeigt, 
dass es genügend inhaltliche Schnitt-
mengen gibt, um für mehrheiten zu 
werben. eine minderheitsregierung 
hätte die tatsächlichen mehrheitsver-
hältnisse in der bevölkerung auch bes-
ser gespiegelt. es gibt nämlich keine 
linke mehrheit im bundestag.

Aber will die Mehrheit nicht eine 
Große Koalition?
nein. nur jeder dritte deutsche fi ndet 
den koalitionsvertrag zwischen cdu/
cSu und SPd gut. Fast jeder zweite 

sich gewonnen, die sich selbst poli-
tisch mitte-links verorten und auch für 
die grünen oder die SPd offen sind. 
andererseits sind viele frühere 
cdu-wähler ins lager der nichtwäh-
ler gewechselt oder sie wählen heute 
FdP oder afd.

unter dem Strich hat die cdu von 
diesem wählertausch nicht profi tiert 
– im gegenheil. alle befragungen, die 
wir dazu durchgeführt haben, zeigen, 
dass aus dem Feld der wähler, die ak-
tuell nicht die cdu wählen, bei einem 
klaren unionskurs mehr wähler zu ge-
winnen wären als unter den aktuellen 
unions-wählern verloren gingen. 

Gilt das auch für die CSU?
die cSu habe ich bisher nicht erwähnt, 
weil sie noch die breite der früheren 
union abbildet. es wird spannend, wie 
weit die beiden Schwestern inhaltlich 
auseinanderliegen können, ohne dass 
das die gemeinschaft, zum beispiel 
der bundestagsfraktion, gefährdet. 
letztlich sind cdu und cSu aber die 
einzigen verbliebenen volksparteien, 
die im bund zusammen noch die 
chance haben, über 30 Prozent der 
wählerstimmen an sich zu binden.

In der Unionsführung heißt es oft: 
Die Wahlen werden in der Mitte ge­
wonnen, mit wirtschaftsliberalen 
oder konservativen Positionen ver­
schrecke man mehr Wähler als man 
neue gewinne. Ist da etwas dran?
offensichtlich nicht. Sonst hätten Sie 
mich vorher nicht danach gefragt, 
woran das schlechteste unionswahler-

Hermann Binkert (53) ist ge-
schäftsführer des marktforschungs-
instituts inSa colsulere, das er 
2009 gründete. der Jurist arbeitete 
zunächst für bundesfamilienminis-
terin claudia nolte, später für die 
thüringischen ministerpräsidenten 
bernhard vogel und dieter althaus 
(alle cdu). von 2008 bis 2009 war 
er Staatssekretär in thüringen und 
bevollmächtigter des Freistaats beim 
bund. binkert ist mitglied der mit.
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haben, stammen hauptsächlich von 
groko-gegnern, die diese Parteien 
deshalb nicht mehr wählen. die SPd 
hätte schon im wahlkampf klare 
kante zeigen sollen. Sie wurde nur als 
Partei wahrgenommen, die sich 
neben FdP und grünen als koalitions-
partner von angela merkel bewirbt. 
die SPd kann sich im moment für 
oder gegen die große koalition ent-
scheiden, sie verärgert so oder so 
viele wähler. die SPd braucht drin-
gend eine erneuerung – inhaltlich 
und personell. und das geht in der 
opposition am besten.

Und ist die AfD inzwischen fest etab­
liert oder könnte mit anderer Politik 
diese Partei wieder verschwinden?
ohne angela merkel und ihre Politik 
hätte die afd wahrscheinlich keine 
chance auf das erreichte wahlergebnis 

lehnt ihn ab. es geht nicht darum, ob 
man sich allgemein und grundsätzlich 
eine groko vorstellen kann, sondern 
darum, ob man diese konkrete koali-
tion wünscht. und diese koalition wird 
– zumindest von einer mehrheit – 
nicht gewünscht.

Blicken wir auf die SPD. Deren 
schlechtestes Wahlergebnis aller 
Zeiten wird in den Umfragen ja 
noch weiter unterboten. Wie sollte 
sich die SPD positionieren?
Sie sollte deutlich machen, wofür sie 
steht. und sie sollte, wie übrigens alle 
Parteien, das tun, was sie vor der wahl 
versprochen hat.

Aber wie soll das in einer GroKo 
gehen?
die verluste, die union und SPd seit 
dem Jahreswechsel zu verkraften 

gehabt. die afd kann sich meiner ein-
schätzung nach nur noch selbst zerle-
gen. wenn sie verschwindet, dann nur 
wegen eigenen unvermögens. 

Wie wird die AfD von den Wählern 
gesehen? Als rechtsradikal? Als 
bürgerlich? Als reine Protestpartei?
die wähler der afd verorten sich selbst 
deutlich weniger rechts als „ihre“ Par-
tei. nur mit den Stimmen von rechtsra-
dikalen erreicht man in deutschland 
keine zweistelligen ergebnisse. 

Zum Schluss: Welches Umfrage­
ergebnis hat Sie am meisten 
überrascht?
als wir in baden-württemberg zum 
ersten mal die grünen vor der cdu 
sahen. das hätte ich früher für unmög-
lich gehalten. aber das wahlergebnis 
hat gezeigt, dass wir richtig lagen.  •
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geLDstrAfen Drohen

neue Datenschutz-
Pfl ichten für Arbeitgeber
ende mai tritt die neue datenschutz-grundverordnung in kraft. 
unternehmen sollten darauf vorbereitet sein.

Es sind nur noch wenige wochen, bis   
am 25. mai 2018 die neue eu-daten-
schutz-grundverordnung (dSgvo, 

vo (eu) 2016/679) für unternehmen in 
deutschland zum unmittelbar geltenden 
recht wird. einerseits eine positive bot-
schaft in zeiten der digitalisierung, denn 
die dSgvo soll das datenschutzrecht 
eu-weit vereinheitlichen und damit den 
freien datenverkehr im binnenmarkt 
 gewährleisten. die Skalierung digitaler 
geschäftsmodelle wird damit erheblich 
erleichtert. 

Fast jedes Unternehmen betroffen
andererseits stellt das neue recht gerade mit-
telständische unternehmen vor erhebliche her-
ausforderungen, denn die organisatorischen und 
technischen anforderungen sind hoch. betroffen ist jedes 
unternehmen, das personenbezogene daten verarbeitet. 
das macht faktisch nahezu jedes unternehmen. man 
denke nur an Personal- oder kundendaten. bei verstößen 
gegen die neue regelungen drohen drastische Sanktionen: 
bußgelder von bis zu 20 millionen euro beziehungsweise 
bis zu vier Prozent des weltweiten globalen Jahresumsat-
zes des unternehmens sowie zusätzlich nach dem ange-
passten bundesdatenschutzgesetz bußgelder oder sogar 
Freiheitsstrafen. ein funktionsfähiges datenschutzma-
nagement ist also das gebot der Stunde, damit mangelnde 
datenschutzkonformität nicht zur existenzfrage wird.

Sorgfältige Analyse nötig
So wie die digitalisierung heute bereits in vielen betrieben 
alle teile der wertschöpfungskette erfasst, fallen in For-
schung und entwicklung, in Produktion, vertrieb, logistik, 
instandhaltung oder in der kundenpfl ege große mengen 

von daten an, die relevant für die erfüllung der anforde-
rungen des dSgvo sein können. wer beispielsweise davon 
ausgeht, dass in der Produktion keine relevanten daten 
anfallen, kann schnell irren. werden zum beispiel im rah-
men der automatisierten Fertigung Produktionsdaten mit 
leistungsdaten von mitarbeiten verbunden, greift die 
dSgvo. daher ist es notwendig, alle Prozesse, abläufe 
und Strukturen im unternehmen sorgfältig zu analysieren 
und auf ihre vereinbarkeit mit den neuen rechtlichen 

Cornelia Yzer  
(56) ist rechtsanwältin 

im berliner büro der luther 
rechtsanwaltsgesellschaft. zuvor 

war Yzer Senatorin (cdu) für wirtschaft, 
technologie und Forschung im Senat von berlin. 
von 1992 bis 1997 war die frühere bundestagsab-
geordnete Parlamentarische Staatssekretärin im 
kabinett kohl. 

 sind nur noch wenige wochen, bis   
am 25. mai 2018 die neue eu-daten-

andererseits stellt das neue recht gerade mit-
telständische unternehmen vor erhebliche her-
ausforderungen, denn die organisatorischen und 

Cornelia Yzer  
(56) 
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 anforderungen zu prüfen. mitarbeiter sind zur beachtung 
der datenschutzanforderungen anzuhalten und entspre-
chend zu schulen. 

die dSgvo stellt keinen völligen umbruch gegenüber 
dem bisher geltenden datenschutzrecht dar. zum teil war 
das deutsche bundesdatenschutzgesetz sogar vorbild für 
die eu-regelung. die dSgvo hält aber eine vielzahl von 
neuerungen bereit, die zu beachten sind. 

Betroffene erhalten mehr Rechte
vor allem praxisrelevant dürfte die Stärkung der betroffe-
nenrechte sein. der betroffene hat gegenüber dem unter-
nehmen umfassende auskunfts-, berichtigungs- und lö-
schungsrechte. neu geregelt und umfassend sind die 
informations- und auskunftspfl ichten bei der datenverar-
beitung. das unternehmen muss den betroffenen unter 
anderem informieren, auf welche rechtsgrundlage es sich 
bei der datenverarbeitung stützt. bei der wahl der rechts-
grundlage ist zu beachten, dass an diese unterschiedliche 
rechtsfolgen geknüpft sein können. So kann die einwilli-
gung jederzeit widerrufen werden, der widerspruch ist 
 dagegen nur unter bestimmten voraussetzungen zulässig. 

die anforderungen an die freiwillige einwilligung wer-
den erhöht und der widerruf der einwilligung erleichtert. 
der widerruf ist jederzeit und ohne begründung möglich. 
mit ihm einher geht der anspruch des betroffenen auf un-
verzügliche löschung der daten. dies ist insbesondere 
beim angebot von digitalen diensten, bei websites und 
apps zu beachten. 

mit der dSgvo wird auch die datenschutz-Folgenab-
schätzung eingeführt. Sie ist immer dann zwingend erfor-
derlich, wenn durch die jeweilige datenverarbeitung vor-
aussichtlich hohe risiken für die rechte und Freiheiten 
natürlicher Personen drohen. mit der Folgenabschätzung 
sollen die auswirkungen der datenverarbeitung über-
prüft werden. dies sollte in der Praxis vor allem bei der 

nutzung von videoüberwachung und cloud-diensten 
geschehen.

Mehr Dokumentationspfl ichten
ausgebaut werden zudem die anforderungen an die 
 dokumentation. unternehmen müssen insbesondere ein 
verarbeitungsverzeichnis führen, in dem sie eine über-
sicht aller laufenden datenverarbeitungstätigkeiten auf-

stellen. zwar werden 
kleine und mittlere un-
ternehmen mit weniger 
als 250 mitarbeitern 
unter bestimmten be-
dingungen von dieser 
dokumentationspfl icht 
ausgenommen, doch 
sollten sie damit rech-
nen, dass ihre kunden 
sie im rahmen von lie-
ferverträgen künftig 
verlangen. denn unter-
nehmen haften nicht 

nur für eigene datenschutzverstöße, sondern auch für die 
ihrer zulieferer und Sub-unternehmen. mit diesen unter-
nehmen sind in der Praxis neue auftragsverarbeitungs-
verträge zu schließen, die die rechte und Pfl ichten der 
beteiligten hinsichtlich der datenverarbeitung umfassend 
regeln.

datenschutzprinzipien wie zweckbindung, datenmini-
mierung und transparenz bleiben erhalten, werden aber 
durch die verordnung selbst konkretisiert oder auch durch 
nationale datenschutzrechtliche regelungen „klarge-
stellt“. hierzu zählt auch die Sicherstellung eines ange-
messenen Schutzniveaus. zur minimierung des risikos für 
die personenbezogenen daten der betroffenen Personen 
sind die verantwortlichen unternehmen dazu verpfl ichtet, 
geeignete technische und organisatorische maßnahmen 
für die jeweilige datenverarbeitung zu treffen.

Bundesgesetze können abweichen
und auch dies ist abschließend zu beachten: obwohl die 
eu-dSgvo unmittelbar geltendes recht schafft, sieht das 
neue bundesdatenschutzgesetz teilweise im detail abwei-
chende regelungen vor, die ebenfalls zu beachten sind. So 
ist in erweiterung des dSgvo in deutschland auch künftig 
die benennung eines datenschutzbeauftragten in allen 
unternehmen Pfl icht, in denen in der regel mindestens 
zehn Personen mit der automatisierten verarbeitung 
 personenbezogener daten beschäftigt sind.  •

„Unternehmen haften nicht nur für eigene 
Datenschutzverstöße, sondern auch für die 
ihrer Zulieferer und Subunternehmen.“
       Cornelia Yzer  
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die Frage, ob Flüchtlinge einen einfa-
cheren zugang zu unserem arbeits-
markt bekommen sollten, kann ich nur 
mit einem klaren „Ja“ beantworten. 
mittlerweile fehlen in vielen unterneh-
men, nicht nur im handwerk, Fachkräfte 
und nachwuchs. leider wurde jahrelang 
die botschaft verbreitet, dass nur das 
abitur eine gute zukunft garantiert. 
deshalb entwickelte sich im handwerk 
ein lehrlings- und Fachkräftemangel, 
der über den durchschnittlichen lehr-
lingsmangel in deutschland hin-
ausgeht. wir müssen umden-
ken und die gleichwertigkeit 
von praktischer und akademi-
scher tätigkeit wieder in un-
serer gesellschaft verankern. 
gerade unser duales ausbil-
dungssystem ist auf der ganzen 
welt anerkannt. aus diesem grund sind 
auch viele handwerksbetriebe offen 
dafür, die ausbildung von Flüchtlingen 
zu unterstützen, um die zukunft der be-
triebe zu sichern. 

ich weiß, wovon ich spreche, weil ich 
bereits vor vier Jahren zwei afghanen 
als auszubildende eingestellt habe, die 
mit großem erfolg die gesellenprüfung 
bestanden haben und nun in meinem be-
trieb als Facharbeiter tätig sind. gleiches 
bestätigen mir viele unternehmer, die in 
den letzten Jahren Flüchtlinge in ihrem 

betrieb eingestellt haben. die angst der 
Politiker, dass sich durch den zugang der 
Flüchtlinge zum arbeitsmarkt ein Pull-ef-
fekt ergeben könnte, teile ich nicht. mit 
einem vernünftigen und modernen zu-
wanderungsgesetz mit Steuerung und 
begrenzung kann ein Pull-effekt nicht 
eintreten. besonders auf die heranfüh-
rung von Fachkräften und auszubilden-
den sollte wert gelegt werden. eine bes-
sere integration der Flüchtlinge gibt es 
nicht. die Flüchtlinge würden dem Steu-

erzahler außerdem nicht mehr auf der 
tasche liegen. 

Seit 2005 regelt zwar das 
aufenthaltsgesetz den zuzug 
nach deutschland, was jedoch 
ein bürokratiemonster ist, 

das möglichst schnell durch ein 
transparentes gesetz ersetzt wer-

den sollte. viele unternehmen wollen 
jungen Flüchtlingen eine chance geben. 
die Politik sollte auf lebenserfahrene 
unternehmer und die wirtschaft hören 
und nicht auf theoretiker, damit wir 
das Problem des Fachkräfte- und lehr-
lingsmangels lösen können. denn an-
dernfalls wird es der bürger büßen; mit 
langen wartezeiten und hohen kosten, 
sobald eine Fachkraft gebraucht wird. 
vielen betrieben droht das aus, wenn 
der Fachkräftemangel nicht behoben 
wird.  •

Sollen Flüchtlinge einen leichteren 
Zugang zum deutschen Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt bekommen? 

Auf die Ausbildung kommt es an

In dieser  Rubrik lassen wir Mitglieder der MIT zu Wort kommen. 
Die Beiträge geben ihre persönliche Meinung wieder.

Pro & contra

lingsmangel in deutschland hin-

dungssystem ist auf der ganzen 

erzahler außerdem nicht mehr auf der 
tasche liegen. 

aufenthaltsgesetz den zuzug 
nach deutschland, was jedoch 
ein bürokratiemonster ist, 

das möglichst schnell durch ein 
transparentes gesetz ersetzt wer-

PROPeter Erl (68) ist mitglied des 
mit-bundesvorstands und bezirks-
vorsitzender der mu niederbayern. 
der diplom-ingenieur führt ein 
hoch- und tiefbauunternehmen in 
osterhofen. 



mittelstandsmagazin 01|18    2726    mittelstandsmagazin 01|18    

MIt:debatteMIt:debatte

wollen Flüchtlinge in deutschland eine ausbildung 
beginnen oder direkt in einem betrieb arbeiten, müssen 
sie eine aufenthaltserlaubnis haben. darauf warten viele 
Flüchtlinge einige zeit und können sich in der zwischen-
zeit keine arbeit suchen. hat der Staat zu strenge rege-
lungen für Flüchtlinge aufgestellt? oder ist es ratsam, 
erst einen Flüchtling einzustellen, wenn sein aufent-
haltsstatus geklärt ist? wir fragen zwei unserer mit   -
g lieder nach ihrer meinung.

zu oft werden in der öffentlichen dis-
kussion die themen „asyl“ und „zuwan-
derung“ im Sinne der arbeitsmigration 
vermengt. dabei gibt es gute gründe, 
beide Sachverhalte klar voneinander 
abzutrennen. zunächst haben wir mit 
der berufsanerkennung, der bluecard, 
und künftig auch einem Fachkräfte-
zuwanderungsgesetz klare regeln für 
arbeitsmigration. die zuwanderung in 
den arbeitsmarkt muss an klare leis-
tungskriterien gekoppelt sein. der wohl 
wichtigste grund, den zugang für 
asylsuchende zum arbeitsmarkt 
nicht noch weiter zu lockern 
aber ist, dass wir keinen wei-
teren „Pull-Faktor“ schaffen 
dürfen. das bedeutet, dass 
sonst noch mehr menschen 
unter dem vorwand des asylgrun-
des zu uns kommen, obwohl sie ledig-
lich ihre persönliche wirtschaftliche 
Situation verbessern wollen. in zeiten, 
in denen wir noch immer nicht in allen 
Fällen zweifelsfrei wissen, wer zufl ucht 
in unserem land sucht, wäre das fahr-
lässig.

zum anderen gibt es bereits heute 
geltendes recht, das auch den zugang 
für Flüchtlinge in den arbeitsmarkt re-
gelt. beispielsweise können Flüchtlinge 
mit aufenthaltserlaubnis sofort und 
uneingeschränkt einer beschäftigung, 

einer ausbildung oder einem Praktikum 
nachgehen. mit den in der vergangenen 
wahlperiode beschlossenen gesetzen 
des asylpakets i und ii sowie dem in-
tegrationsgesetz wurden zudem neue 
regelungen für asylsuchende mit guter 
bleibeperspektive geschaffen. dazu 
zählt der erleichterte zugang in zeitar-
beit oder die aussetzung der vorrang-
prüfung. Selbst für diejenigen, deren 
asylantrag abgelehnt wurde, ist der zu-
gang zu einer beschäftigung nach einer 

dreimonatigen wartefrist möglich.
Jetzt ist es angebracht, die 

neuen regelungen konsequent 
anzuwenden und wirken zu 
lassen. die größten aufgaben 
lauern in der tat an anderer 

Stelle. bei der dauer der asyl-
verfahren hat sich in der vergan-

genheit schon einiges gebessert, sie 
sind aber noch immer zu lang. eine 
schnellere klärung des aufenthalts-
status würde Frust auf beiden Seiten 
vermeiden. die zweite große heraus-
forderung ist die Sprachvermittlung. 
dass im ersten halbjahr 2017 von den 
rund 130.000 asylanten, die an einem 
„b1“-Sprachkurs teilgenommen haben, 
jeder zweite den abschließenden 
Sprachtest nicht bestanden hat, zeigt, 
wie groß die Schwierigkeiten an dieser 
Stelle sind. •

Asyl und Zuwanderung nicht vermengen

ihre Meinung zählt

Stimmen Sie mit ab auf der mit-web-
seite! unter www.mit-bund.de/
mitmachen/umfrage können Sie 
ihre meinung zum aktuellen Pro und 
contra äußern. über das abstim-
mungsergebnis informieren wir im 
mit:newSletter. Sollten Sie  diesen 
noch nicht erhalten, können Sie ihn 
unter www.mit-bund.de/newsletter 
kostenlos abonnieren.

wichtigste grund, den zugang für 

unter dem vorwand des asylgrun-

dreimonatigen wartefrist möglich.

neuen regelungen konsequent 
anzuwenden und wirken zu 
lassen. die größten aufgaben 
lauern in der tat an anderer 

Stelle. bei der dauer der asyl-
verfahren hat sich in der vergan-

CONTRA Jana Schimke (38) ist seit 2013 
mitglied des bundestages und stell-
vertretende landesvorsitzende der 
cdu brandenburg. Seit 2015 ist sie 
mitglied im bundesvorstand der mit 
und leitet die kommission arbeit 
und Soziales.   
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Kryptowährungen 

Bitcoin und 
Blockchain

Was ist Bitcoin?
Bei Bitcoin (englisch, etwa „digitale Münze“) handelt es 
sich um eine virtuelle Währung. Statt aus Scheinen und 
Münzen wird die Kryptowährung aus verschlüsselten Da-
tenblöcken berechnet. Das Konzept hat sich 2008 ein Pro-
grammierer ausgedacht. Es wurde am 3. Januar 2009 mit 
der Berechnung der ersten 50 Bitcoin-Blöcke umgesetzt. 
Grundsätzlich sollen Menschen mit Kryptowährungen 
auch Produkte und Dienstleistungen bezahlen können. 
Wegen der extrem volatilen Kurse werden sie derzeit je-
doch vor allem als Anlageprodukt genutzt. 

Seit Anfang 2017 hat Bitcoin einen regelrechten Boom 
erlebt. Der Kurs stieg von 1.000 Dollar im Januar 2017 auf 
über 16.000 Dollar im Dezember 2017 an – sackte dann – 
jedoch wieder auf unter 5.000 Dollar (Stand: 6. Februar 
2018) ab. Neben Bitcoin sind mittlerweile mehr als 4500 
weitere Kryptowährungen entstanden, zum Beispiel 
Ether/Ethereum oder Ripple.

Blockchain: Funktionsweise
Die Kryptowährungen basieren auf der Blockchain-Tech-
nologie (englisch für „Blockkette“). Dabei schließen sich 
viele Internetnutzer zu einem Netzwerk zusammen. Statt 
auf einem zentralen Server (Cloud) werden Informationen 
auf vielen lokalen Rechnern gespeichert. Dieses Daten-
bank-System gilt als besonders sicher, da nicht nur ein Ser-
ver, sondern alle Rechner geknackt werden müssten. 

Eine Bitcoin-Blockchain ist im Grunde genommen ein 
digitales Kassenbuch. Überweist Person A von seinem 
Rechner einen Bitcoin an Person B auf dessen Rechner, 
sorgt die Blockchain dafür, dass sich das Guthaben in bei-
den Konten automatisch anpasst – wie bei einer Bank
überweisung. Dieser Vorgang wird in einem Register 
anonymisiert eingetragen, sodass der Vorgang auf allen 
Rechnern nachweisbar – und nicht mehr veränderbar – 
ist. Mit jeder Überweisung füllt sich Zeile um Zeile, bis 
ein Block voll ist. So entsteht eine unendlich lange Block-
kette – die Blockchain. 

Die Blockchain wurde zwar im Zusammenhang mit dem 
Bitcoin erfunden. Doch die Möglichkeiten dieser Techno-
logie reichen weit darüber hinaus. So wie sie im Falle von 
Kryptowährungen Banken überflüssig machen, können sie 
auch andere Branchen radikal verändern. So regeln erste 
Versicherungen bereits Schadensersatzansprüche „voll-
automatisch“ per Blockchain-Police. Ebenso wickeln die 
Energieunternehmen Eon und Enel ihren Stromhandel teils 
über eine neue Blockchain-Börse ab.

Kann ich selbst Bitcoins entwickeln?
Bitcoins werden von Computern mittels komplizierter, ver-
schlüsselter Formeln berechnet. Dieser Vorgang wird auch 
„Mining“ oder „Schürfen“ genannt. Hierzu werden extrem 
schnelle Rechner und teure Software benötigt. Für „Nor-
malbürger“ lohnt sich das schon deshalb nicht, weil die 

MIt:erklärt

Die ganze Welt spricht vom Bitcoin. Hinter der neuartigen digitalen 
Währung steckt die sogenannte „Blockchain“-Technologie. Wie all das 
funktioniert und welche Zukunftsaussichten Kryptowährungen haben.
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Kosten für den Strombedarf höher als der anschließende 
Wert der Kryptowährung wären. 

Die maximale Zahl von Bitcoins, die geschürft werden 
können, wurde von den Entwicklern auf 21 Millionen festge-
setzt. Derzeit gibt es rund 17 Millionen Bitcoins. Es wird damit 
gerechnet, dass das Limit spätestens 2040 erreicht wird.

Wie kaufe ich Bitcoins?
Bitcoins lassen sich auf zwei Wegen erwerben. Entweder 
man kauft sie direkt an Bitcoin-Börsen im Internet (zum 
Beispiel auf www.bitcoin.de; dort kann auch der aktuelle 
Kurs eingesehen werden) oder man lässt sich mit Bitcoins 
bezahlen. Für beide Wege wird eine digitale Brieftasche 
(„Wallet“) benötigt. Dafür gibt es spezielle Software, mit 
der Bitcoins empfangen, gespeichert und gesendet wer-
den. Somit kann auch unterwegs per Smartphone oder 
Laptop bezahlt werden. 

Lohnt sich der Kauf?
Bei Kryptowährungen handelt es sich um extrem risikorei-
che, spekulative Anlagen. Die Finanzaufsicht Bafin warnt 
vor möglichem Totalverlust, da sich viele Kryptowährun-
gen nicht durchsetzen würden. Klar ist aber auch: Wer 
frühzeitig auf den Bitcoin setzte, konnte schnell Millionen 
verdienen. Die weitere Entwicklung von Kryptowährungen 
lässt sich naturgemäß nicht sicher voraussagen. Während 
Harvard-Professor Dennis Porto davon ausgeht, dass der 
Bitcoin-Kurs 2021 bei 100.000 Dollar steht, geht Investoren-
Legende Warren Buffet von einer Blase, die „ein böses 
Ende nehmen wird“, aus. 

Politische Relevanz
Kryptowährungen sind bislang weitgehend frei von Kon
trolle durch Regierungen, Banken oder Konzerne. Die Idee 
eines freien Wettbewerbes von staatlichen und privaten 
Währungen stammt von Friedrich August von Hayek. Für 
seine Geld- und Konjunkturtheorie, der zufolge das plan-
wirtschaftliche staatliche Geldmonopol Auslöser wieder-
kehrender Finanzkrisen ist, erhielt der liberale National-
ökonom („Österreichische Schule“) 1974 den Wirt- 
schafts-Nobelpreis. Fraglich bleibt, ob die volatilen Kryp-
towährungen tatsächlich geeignet sind, staatliches Geld 
zu disziplinieren. Zudem ziehen die noch neuen Kryp-
towährungen viele Betrüger und Hacker an. 

Für Bundesbank-Vorstandsmitglied Joachim Wuer-
meling ist eine Regulierung daher nur noch eine Frage 
der Zeit. „Kryptowährungen werden über kurz oder lang 
Gegenstand von Gesetzgebung werden, ob zum Beispiel 
zum Verbraucherschutz oder zu Steuerfragen“, sagte 
Wuermeling jüngst in Frankfurt.“ Ähnlich kritisch äußer-
ten sich kürzlich der geschäftsführende Bundesfinanzmi-
nister Peter Altmaier und sein französischer Kollege Bruno 
Le Maire. China und Südkorea ziehen derzeit die Schlie-
ßung aller lokalen Krypto-Börsen in Erwägung. Auch diese 
Ankündigungen führten zu der starken Kurs-Talfahrt des 
Bitcoin im Januar und Februar. �  •

Hubertus Struck
Redakteur/CvD
struck@mit-bund.de
twitter.com/h_struck

MIt:erklärt
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EU-check
Irrwitzige Verordnung oder sinnvolle Richtlinie? 
In dieser Rubrik bewerten unsere EU-Experten des
PKM Europe regelmäßig neue EU-Vorhaben.

Günstigerer und sicherer Zahlungsverkehr 
waren über die mobilfunkrechnung bezahlen 
oder die kinorechnung online abwickeln: 
durch die digitalisierung verändert sich auch 

der markt der zahlungsdienstleistungen. Seit 
anfang des Jahres gibt es mehr wettbewerb, 

höheren datenschutz und niedrigere Preise im zahlungs-
verkehr, denn die neue zahlungsdienste-richtlinie ist in 
kraft getreten. neben den klassischen zahlungen in bar 
oder über das bankkonto drängen neue anbieter auf den 
markt und neue zahlungsmöglichkeiten entstehen. die 
zahlungsdienste-richtlinie öffnet weiter den wettbewerb 
zwischen drittanbietern und banken. das resultat sind 
niedrigere kosten für den verbraucher mit gleichzeitig 
höheren Sicherheits- und datenschutzstandards. 

Keine Vereinigten Staaten von Europa 
wer wie der zurückgetretene SPd-chef 
martin Schulz fordert, bis 2025 die eu in die 
vereinigten Staaten von europa mit einer 

gemeinsamen verfassung umzuwandeln, ge-
fährdet den zusammenhalt in der eu. noch vor den 

Sondierungsgesprächen hat Schulz seine illusorische 
vision für die zukunft europas entworfen. Frei nach dem 
motto: wer nicht mitmacht, der fl iegt. die europäische 
idee aber ist ein evolutionärer Prozess. Sie ist keine idee, 
die man mit einer vielzahl nationaler referenden den 
europäern zum mittagessen serviert. Solche illusionen 
belasten die union eher, als dass sie die union festigen. 
Statt der großen illusionen sollten wir die Politik zur 
Festigung der europäischen Staatengemeinschaft schritt-
weise durch themen mit echtem eu-mehrwert weiterfüh-
ren. ein grundstein wurde dafür in dem koalitionsvertrag 
zwischen union und SPd durch das ziel einer gemeinsamen 
Sicherheits- und außenpolitik sowie einer fairen unter-
nehmensbesteuerung gelegt. die vereinigten Staaten 
von europa kommen darin zum glück nicht vor.

Die Jury
markus Ferber (cSu) und dr. markus 
Pieper (cdu) sind mitglieder 
des europäischen Parlaments und 
Sprecher des Parlamentskreises 
mittelstand europe

des europäischen Parlaments und 
Sprecher des Parlamentskreises 
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Für unser digital- und Startup-event, die preisgekrönte 
mit:Futura, suchen wir ab sofort für die dauer von 
mindestens drei monaten einen Praktikanten (m/w). 
Sie sollten interesse an digitalpolitik und der berliner 
Start up-Szene haben und erste erfahrungen im event- 
management und der Pr-arbeit mitbringen. die mitar-
beit bei der event-organisation umfasst unter anderem 
die inhaltliche Planung der keynotes und Panels, Spon-
soren- und Speaker-akquise, Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit sowie event-marketing. die mit:Futura fi ndet 
am dienstag, 5. Juni 2018, voraussichtlich von 16 bis 22 
uhr in berlin statt. die ausschreibung ist online unter 
www.mit-bund.de zu fi nden.

Praktikant/in für 
MIt:FUtURA gesucht

G
rundsatzprogram

m

auf dem bundesmittelstands-
tag im September 2017 hat sich 
die mit erstmals in ihrer 
geschichte ein grundsatzpro-
gramm gegeben. unter dem 
titel „der kompass – Soziale 
marktwirtschaft für das 
21. Jahrhundert“ greift das Pro-
gramm die aktuellen wirt-
schaftspolitischen Fragen unse-
rer zeit auf. in vier kapiteln 

beschreiben die autoren des Programms das leitbild 
mittelständischen unternehmertums, die ziele der 
mit-ordnungspolitik für das 21. Jahrhundert und wie 
die herausforderungen unserer gegenwart mit dem 
kompass der Sozialen marktwirtschaft gemeistert wer-
den können. das grundsatzprogramm ist ab ende Feb-
ruar als buch in unserem mit:ShoP (www.mit-shop.de) 
verfügbar. das Programm kann auch unter 
www.mit-bund.de/mit-grundsatzprogramm herun-
tergeladen werden.

Grundsatzprogramm auch als Buch
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Fraktionsvorstand
MIt verstärkt Unionsfraktion

der neu gewählte vorstand der cdu/cSu-bundestagsfraktion wird auch in der 19. wahlperiode von vielen mit-mit-
gliedern verstärkt. 14 der 21 Schlüsselpositionen im geschäftsführenden Fraktionsvorstand werden von mitgliedern 
der mit besetzt. mit-vorstandsmitglied gitta connemann bleibt stellvertretende Fraktionsvorsitzende für die 
 arbeitsbereiche ernährung und landwirtschaft sowie für kirchen. zudem erhält sie die zuständigkeit für kunst, 
 kultur und medien. neuer Fraktionsvize für auswärtiges und verteidigung ist der stellvertretende landesvorsitzende 
der mit Schleswig-holstein, Johann wadephul. die mit-vorstandsmitglieder matthias heider und hans michelbach 
gehören dem erweiterten Fraktionsvorstand als beisitzer an. marie-luise dött ist auch weiterhin vorsitzende der 
 arbeitsgruppe umwelt, naturschutz, bau und reaktorsicherheit, thomas Jarzombek bleibt vorsitzender der ag digi-
tale agenda. bereits im September wurde christian von Stetten als vorsitzender des Parlamentskreises mittelstand 
(Pkm) wiedergewählt. auch er gehört in dieser Funktion dem Fraktionsvorstand an. 

Die MIt-Mitglieder im neuen Fraktionsvorstand:

Geschäftsführender Vorstand (14 von 21)
Volker Kauder, vorsitzender 
Gitta Connemann, stellv. vorsitzende
Georg Nüßlein, stellv. vorsitzender, 
Arnold Vaatz, stellv. vorsitzender
Sabine Weiss, stellv. vorsitzende
Johann Wadephul, stellv. vorsitzender
Ulrich Lange, stellv. vorsitzender
Christian Hirte, stellv. vorsitzender
Michael Grosse-Brömer, 1. Parl. geschäftsführer
Stefan Müller, Stellv. des 1. Parl. geschäftsführers
Manfred Grund, Parl. geschäftsführer
Anja Karliczek, Parl. geschäftsführerin
Ansgar Heveling, Justiziar
Eckhard Rehberg, Sprecher der cdu-landesgruppen

Vorsitzende der Arbeitsgruppen 
bzw. Sprecher oder Obleute (14 von 23)
Michael Brand, ag menschenrechte und humanitäre hilfe
Marie-Luise Dött, ag umwelt, naturschutz, 
bau und reaktorsicherheit
Jürgen Hardt, ag auswärtiges
thomas Jarzombek, ag digitale agenda
Andreas Lenz, Parl. beirat für nachhaltige entwicklung
Daniela Ludwig, ag verkehr und digitale infrastruktur

Karin Maag, ag gesundheit
Stephan Mayer, ag innen
Eckhard Rehberg, ag haushalt
Albert Rupprecht, ag bildung und Forschung
Albert Stegemann, ag ernährung und landwirtschaft
Gero Storjohann, ag Petitionen
Antje tillmann, ag Finanzen
Marco Wanderwitz, ag kultur und medien

Vorsitzende der soziologischen Gruppen 
(2 von 6)
Karin Maag, gruppe der Frauen
Christian von Stetten, Parlamentskreis mittelstand

Beisitzer (7 von 12)
thomas Bareiß
Olav Gutting 
Matthias Heider
Karl Holmeier
Hans Michelbach 
Johannes Röring
Volkmar Vogel !

Deutscher Mittelstandspreis

Ausschreibung für Mittelstandspreis

auch 2018 zeichnet die mit wieder engagierte Streiter für 
die Soziale marktwirtschaft mit dem deutschen mittel-
standspreis aus. Seit Jahresbeginn läuft die ausschreibung 
für die diesjährige Preisverleihung. die Jury nimmt bis zum 
5. märz vorschläge entgegen (www.mit-bund.de/nominie-
rung-preis-2018). der Preis wird in den drei kategorien unter-

nehmer, Politiker sowie akteur der gesellschaft verliehen. im 
vergangenen Jahr wurden der Parlamentarische Staatssekre-
tär Jens Spahn, der frühere Präsident der monopolkommis-
sion daniel zimmer sowie das unternehmen laseroptik aus-
gezeichnet. die Preisverleihung, die traditionell im rahmen 
des Parlamentarischen abends der mit veranstaltet wird, fi n-
det voraussichtlich am montagabend, 10. September, in berlin 
statt.  www.mit-mittelstandspreis.de 
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itgliederstatistik

Die fünf größten MIt/MU-Kreisverbände 
(31.01.2018)

Kreisverbände mit den meisten Neumitgliedern
(30.11.2017 – 31.01.2018)

Größter Mitgliederzuwachs relativ
(30.11.2017 – 31.01.2018)

Paderborn 
(nordrhein-westfalen) 

555 Mitglieder 

kreisvorsitz: 
ulrich lange

Rhein-
Kreis-Neuss 

(nordrhein-westfalen) 

484 Mitglieder 

kreisvorsitz: 
Stefan arcularius

Rhein-
Kreis-Neuss

Rhein-
Sieg-Kreis

(nordrhein-westfalen) 

439 Mitglieder 

kreisvorsitz: 
andreas Stolze

Kreis-Neuss

Fulda 
(hessen) 

552 Mitglieder 

kreisvorsitz: 
Jürgen diener

Paderborn
(nordrhein-westfalen) 

555 Mitglieder 

Vechta 
(niedersachsen) 

841 Mitglieder 

kreisvorsitz: 
werner lübbe

Rendsburg-Eckernförde
(Schleswig-holstein)
7 Neumitglieder
kreisvorsitz: günter kohl7

4 4
4

4Friedrichshain-
Kreuzberg
(berlin)
4 Neumitglieder
kreisvorsitz: carsten blaschek

Oberhavel
(brandenburg)
4 Neumitglieder
kreisvorsitz: 
andreas irmisch

Potsdam-Mittelmark (brandenburg)
kreisvorsitz: wolfgang Schulz-heidorf

Potsdam (brandenburg)
kreisvorsitz: dr. Josef westerhausen

Rendsburg-Eckernförde (Schleswig-holstein)
kreisvorsitz: günter kohl

Potsdam-Mittelmark
(brandenburg)
4 Neumitglieder
kreisvorsitz: 
wolfgang Schulz-heidorf

Starnberg
(bayern)
4 Neumitglieder
kreisvorsitz: manfred herz

+36 %

Oberspreewald-Lausitz (brandenburg)
kreisvorsitz: n.n.

+17 %

+13 %

Oberhavel (brandenburg)
kreisvorsitz: andreas irmisch

+12 %

+18 %

MitgliederNEU
Zuwachs
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der frühere bundestagsabge-
ordnete Stefan heck (35) ist 
vom aufsichtsrat der vg media 
zum co-geschäftsführer be-
stellt worden. er soll dort den 
bereich Politik und kommunika-
tion verantworten und dessen 
strategische entwicklung in 
berlin und brüssel vorantreiben. 
die vg media vertritt die urhe-
ber- und leistungsschutzrechte von mehr als 
300 deutschen und internationalen medienun-
ternehmen. heck gehörte von 2013 bis 2017 
dem deutschen bundestag an, zog bei der ver-
gangenen wahl aber nicht erneut ein. das 
mit-mitglied aus marburg gehörte zu den ini-
tiatoren des arbeitskreises „Junger mittel-
stand“ der mit hessen. 

Manja Schreiner
manja Schreiner ist neue hauptge-
schäftsführerin der Fachgemein-
schaft bau (Fg bau) berlin und 
brandenburg. die Fg bau ist mit 
rund 900 mitgliedern der größte 
bauarbeitgeberverband in berlin 
und brandenburg. die 39-jährige Ju-
ristin leitete zuvor die  abteilung or-
ganisation und recht beim zentral-

verband des deutschen handwerks (zdh). Sie 
vertrat dort die rechtspolitischen interessen des 
handwerks auf bundesebene, unter anderem 
beim zahlungsverzug, dem mängelgewähr-
leistungsrecht und der insolvenzanfechtung. 
Schreiner ist vorstandsmitglied der mit und 
cdu berlin-Pankow.

Michael Kretschmer
michael kretschmer (42) ist seit 
dezember neuer cdu-landesvor-
sitzender sowie ministerpräsident 
von Sachsen. er trat in beiden 
 Positionen die nachfolge von 
Stanislaw tillich an, der von bei-
den ämtern zurückgetreten war. 
kretschmer war von 2002 bis 2017 
mitglied des deutschen bundes-

tages und dort seit 2009 stellvertretender 
vorsitzender der unionsfraktion. zudem war 
er seit 2004 generalsekretär der cdu Sach-
sen. er ist seit 2012 mitglied der mit. 

Michael Littig
der stellvertretende mit-bundesvorsitzende 
michael littig (52) ist in den aufsichtsrat des 
1. Fc kaiserslautern gewählt worden. mehr als 
1200 Fck-mitglieder wählten den unternehmer 
im dezember in das fünfköpfi ge gremium des 
Fußball-zweitligisten. littig grün-
dete seit 1999 mehrere it-unter-
nehmen, darunter die teckpro ag, 
deren vorstand er ist. in der mit 
leitet er gemeinsam mit der 
bundestagsabgeordneten Jana 
Schimke die bundeskommission 
arbeit und Soziales. in seiner 
heimat kaiserslautern ist der 
verheiratete Familien vater zudem 
kreisvorsitzender der cdu. 

Markus Pieper 
ebenfalls in den aufsichtsrat eines Profi fuß-
ballvereins wurde der europaabgeordnete 
Markus Pieper gewählt. der europapolitische 
Sprecher des mit-bundesvorstands kontrolliert 
nun den vorstand des drittligisten Sport-
freunde lotte.

Helmut Baur
der unternehmer helmut baur 
wird mit dem bundesverdienst-
kreuz 1. klasse ausgezeichnet. 
der gründer und geschäftsfüh-
rer der binder optik gmbh 
(rund 50 Filialen) in böblingen 
ist seit 1985 mit-mitglied. er er-
hält die auszeichnung für seine 
verdienste um die hochschule 
aalen, die internationale völ-

kerverständigung, artenschutz und Sportför-
derung. wegen seines einsatzes für den erhalt 
der meeresschildkröten erhielt baur schon 
1992 das verdienstkreuz am bande. der pro-
movierte betriebswirt ist ehrensenator an der 
hochschule aalen und general konsul von 
malaysia. 

Sie haben eine Firmenübergabe oder einen 
Personalwechsel eines MIT-Mitglieds zu 
 vermelden? Wir freuen uns auf Ihren Hinweis 
mit Hintergrundinformationen an 
redaktion@mit­bund.de Fo
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„Ich bin in der MIT, weil ich die  
Zukunft der Wirtschaft mitgestalten 
will und ich der Überzeugung bin, 
dies mit der MIT tun zu können.“

Viktor Berndt wurde in Kaliningrad 
geboren und kam im Alter von drei 
Jahren mit seiner Familie nach 
Deutschland. Nach dem Wehrdienst 
absolvierte er eine Ausbildung zum 
Einzelhandelskaufmann. Auf dem 
zweiten Bildungsweg entschied er 
sich, sein Abitur nachzuholen. Wäh-
renddessen betrieb er mit seinem 
Bruder erfolgreich einen Automobil-
handel. Anschließend studierte er 
Wirtschaftsingenieurwesen. Im Laufe 
seines Studiums begann er sich für 
die chinesische Kultur, Sprache und 
Wirtschaft zu interessieren und 
schloss einen Aufenthalt in China und 
Taiwan an. Zurzeit ist er für einen 
deutschen Bordnetzlieferanten der 
Automobilindustrie als Qualitätsinge-
nieur beschäftigt. Der Elektrifizierung 
des Automobils sieht er nun mit 
Freude entgegen.

„Ich bin in der MIT, weil ich mich 
dafür einsetzen möchte, dass der 
deutsche Mittelstand auch in Zukunft 
der Garant für Wohlstand und Fort­
schritt in Deutschland ist.“

Christian Dinkhoff (28) ist selbststän-
dig im Bereich IT-Consulting- und 
IT-Systemmanagement. Er betreut 
Fluggesellschaften und Unternehmen 
aus dem Luftfahrtsektor bei der 
Umsetzung von webbasierten Aus- 
und Weiterbildungslösungen. Nach 
seiner Ausbildung zum Verkehrsflug-
zeugführer absolvierte er ein Studium 
im Bereich der Wirtschafts- und 
Rechtswissenschaften. Die Heraus-
forderung der Luftfahrtindustrie vor 
dem Hintergrund der immer weiter 
fortschreitenden Digitalisierung stellt 
für ihn eine besondere Faszination 
da. Parallel dazu engagiert er sich in 
der CDU Saarbrücken und der Jungen 
Union im Saarland. In seiner Freizeit 
verbringt er zudem viel Zeit mit
Familie und Freunden sowie dem 
Kraftsport.

„Ich bin in der MIT, weil der Mittel­
stand die Zukunft aktiv gestalten 
sollte.“

Benedikt Franke (34) ist Gründer und 
Geschäftsführer der Helpling GmbH, 
einer Online-Plattform für haushalts-
nahe Dienstleistungen. Während sei-
nes Bachelor-Studiums „Philosophy & 
Economics“ an der Universität Bayreuth 
sammelte er erste berufliche Erfah-
rung bei Arbeitgeberverbänden und 
im Europaparlament. Nach dem 
Bachelor arbeitete Franke als IT-Spe-
zialist bei BMW, bevor er einen 
Master an der ESCP Europe in London 
und der EGADE Business School in 
Monterrey (Mexiko) absolvierte. 
Nach dem Studium arbeitete er als 
Associate für die Boston Consulting 
Group, bevor er 2009 zu Rocket Inter-
net stieß, wo er im Bereich Business 
Development sowie als Head of 
Human Resources tätig war. Mit 
Helpling arbeitet er seit 2014 daran, 
haushaltsnahe Dienstleistungen digi-
tal verfügbar zu machen. 

Viktor Berndt
Qualitätsingenieur,  
MIT Hannover-Stadt

Christian Dinkhoff
System-Manager,  
MIT Saarbrücken-Stadt

Benedikt Franke
Gründer und Geschäftsführer, 
MIT Berlin-Mitte

Die MIT ist mit mehr als 25.000 Mitgliedern der stärkste und einflussreichste parteipolitische Wirtschaftsverband in 
Deutschland. In unserer Vereinigung ist jeder willkommen, der die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen Marktwirt-
schaft schätzt. In dieser Rubrik stellen wir mit jeder Ausgabe drei unserer Neumitglieder vor. Mehr Infos zur Mitgliedschaft:  
www.mit-bund.de/mitgliedschaft

Ich bin neu in der MIT, weil…

N
eum

itglieder
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am 5. Juni im Kosmos in Berlin 

Unter dem Motto TRANSFORMATION INTERACTION starten wir dieses Jahr zum dritten Mal mit der MIT:FUTURA 
in Sachen Digitalisierung durch. Am 5. Juni wollen wir erfolgreiche Unternehmen präsentieren, die sich schon 
digital transformiert haben und unseren Gästen die Möglichkeit geben, von diesen Best-Practice-Beispielen zu 
lernen. Außerdem bringen wir Unternehmen aus der Digitalwirtschaft, Mittelständler, Startups, Wissenschaftler, 
Investoren und politische Entscheider zusammen. Wir setzen auf Interaktion, Vernetzung und Erkenntnisgewinn 
durch exklusive Keytalks und Panels mit Digitalisierungsexperten. 

PROGRAMM 
16.00 Uhr	�ER ÖFFNUNG 

Der MIT-Bundesvorsitzende Dr. Carsten Linnemann MdB eröffnet das Event. Transformation 
braucht innovative Politik und agile Politikabläufe – Ideen dazu liefert die MIT:FUTURA.

16.15 Uhr	�S WITCH PITCH 
Eine Erfindung der MIT: Nicht Startups werden von VCs bewertet, sondern Traditionsunternehmen 
pitchen mit ihrem Geschäftsmodell und beschreiben ihre Transformationsstrategie. Die Jury  
besteht aus Startups, Innovationsexperten und dem Publikum.

17.00 Uhr 	� KEYTALK 
Talk mit hochkarätigen Gästen. Themen: digitale Transformation im Mittelstand, Anpassungsbedarf 
von Wirtschaft und Gesellschaft an neue technologische Möglichkeiten, Vernetzung Mittelstand, 
Industrie und Startup-Szene.

17.30 Uhr	�TR ANSFORMATION BOARDS 
Die Transformation Boards werden von hochkarätigen Speakern aus Wirtschaft, Politik und der 
Startup-Szene moderiert. Ziel ist die Interaktion der Speaker mit den Teilnehmern der einzelnen 
Boards. Jedes Board sucht durch Diskussion und Brainstorming Lösungen auf ausgewählte  
Fragestellungen.

19.00 Uhr	�TR ANSFUSION 
Die Transformation Boards präsentieren jeweils in 5 Minuten ihre Ideen und Lösungen. 

19.30 Uhr	�TR ANSFORMATION PITCH 
Auch bei der dritten MIT:FUTURA werden junge Startups bei einem Pitch ihre Ideen vorstellen. 
Die Jury besteht aus VCs, Politikern und dem Publikum.

20.15 Uhr	� AFTER-TALK-PARTY 
Das Event endet mit einer After-Talk-Party, Networking und Buffet.

Sie wollen ihr Unternehmen auf der MIT:FUTURA präsentieren, als Speaker dabei sein oder ihre Geschäftsidee 
beim Pitch vorstellen? Dann melden Sie sich bei uns!

Projektverantwortliche: Katharina-Luise Kittler, politische Referentin · kittler@mit-bund.de

Kontaktdaten: Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU 
Bundesgeschäftsstelle · Schadowstraße 3 · 10117 Berlin 
Telefon (030) 2207 98 0 · Fax (030) 2207 9822 · www.mit-bund.de




